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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,
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mit Spannung erwartet und gera-
de noch vor Redaktionsschluss 

sind sie nun da, die Koalitionsverein-
barungen auf Bundesebene zwischen 
CDU und SPD sowie die in Hessen 
zwischen CDU und GRÜNEN. Aus 
beiden haben wir die Passagen, die 
uns als „Berufler“ besonders interes-
sieren, dokumentiert. Beide haben wir 
auch bewertet und kommentiert.

Die hessische Vereinbarung bietet 
naturgemäß für unsere gewerk-

schaftlichen Aktivitäten die meisten 
Anknüpfungspunkte: verstärkte qua-
litative Anstrengungen im Sek-I-Be-
reich, Reduzierung des Übergangsbe-
reichs und Einlösung des Versprechens 
auf Ausbildung für alle junge Men-
schen, rechtliche und finanzielle An-
erkennung von Produktionsschulen 
bis hin zur Weiterqualifizierung von 
Fachlehrenden für arbeitstechnische 
Fächer. Nicht zu vergessen: die Um-
setzung des  gegebenen Versprechens, 
die durch rückgehende Schülerzahlen 
frei werdenden Lehrerstellen im Schul-
bereich zu belassen, werden auch im 
Bereich der Beruflichen Schulen neue 

Möglichkeiten der Verbesserung des 
Unterrichts eröffnen (Reduzierung der 
Klassenstärken, Doppelbesetzung, in-
dividuelle Förderung, Einlösen des 
Wahlunterrichts etc.).

Dies alles wird aber nicht ohne ge-
werkschaftliche Anstrengungen 

und Aktivitäten kommen, auch das 
zeigt uns die Geschichte. 
Also: auch in den kommenden Jahren 
brauchen wir eine starke GEW-(erk-
schaft), eine wie bisher aktive Fach-
gruppe Berufliche Schulen sowie eine 
konsequente und kompetente Vertre-
tung im Hauptpersonalrat der Lehre-
rinnen und Lehrer beim Kultusminis-
terium.

Wir brauchen aber auch und nach 
wie vor eine aktive Unterstüt-

zung durch die „Basis“, durch Kollegi-
en, Schulgruppen und einzelne Akti-
onen aus Schulen, Studienseminaren 
und Schulverwaltung.

In diesem Sinne wünsche ich Euch 
allen ein privat wie auch beruflich 

besonders gutes Jahr 2014

Euer

  Verantwortlich ist man nicht nur für das, was man tut,  sondern auch für das, 
was man nicht tut.

  Laotse,   chin. Philosoph

 Wenn zwei Menschen immer dasselbe denken, ist einer von ihnen überflüssig.

   Winston Churchill   (1874 - 1965)
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Schülerinnen und Schüler der Berufsvorbereitung der Kinzig-Schule 
Schlüchtern treffen Zeitzeugin Trude Simonsohn in Frankfurt

„Habt den Mut‚Ne in‘  zu sagen!“

Im Deutschunterricht behandelten 
sie gerade das Thema „Jeder Mensch 

ist Ausländer – fast überall!“, in den 
Stunden der Sozialpädagogik das The-
ma „Heimat“. Als Klassenlehrerin Va-
nessa Fecht von der durch die GEW 
organisierten Veranstaltung erfuhr 
war sofort klar, ihre Schülerinnen und 
Schüler durften das nicht verpassen!

So fuhren 14 Schülerinnen und 
Schüler der 10. Klasse EIBE mit ihren 
Lehrerinnen und Lehrern am 7. No-
vember 2013 ins Jüdische Museum 
Frankfurt, um Trude Simonsohn, eine 
der wenigen noch lebenden Zeitzeu-
gen, im Gespräch zu erle-
ben. Trotz ihrer 92 Jahre 
beeindruckt sie ihre Zuhö-
rer von der ersten Minute 
an: weniger durch erlebte 
Greuelgeschichten als viel-
mehr durch ihre direkte 
Art des Erzählens und Ein-
gehens auf das Publikum. 
Ein echter Judenstern und 

„Spielgeld“ aus dem KZ 
Theresienstadt liegen auf 
dem Tisch vor ihr.

Zugegeben – die ersten 45 Minuten 
sind für die Schülerinnen und Schü-
ler stellenweise schwer zu verstehen, 
es fällt nicht immer leicht, geschicht-
liche Ereignisse sofort richtig einzu-
ordnen. Die Moderatorin hakt nach 
und erklärt kurz Schlüsselbegriffe wie 

„Reichspogromnacht“ oder „Münch-
ner Abkommen“. Auch sprachlich ist 
es für einige der Schülerinnen und 
Schüler nicht leicht, sind sie doch aus 
verschiedenen Herkunftsländern, erst 
seit kurzer Zeit in Deutschland. „Ge-
rade diese Zusammensetzung unserer 
Klasse und die jüngsten gesellschaft-
lichen Ereignisse in Deutschland und 
weltweit wie NSU und NSA haben 
mich zu o.g. Thema veranlasst“, be-

richtet Klassenlehrerin Fecht. Es war gut, 
dass die Schülerinnen und Schüler auch 
in den Fächern PoWi und Religion kurz-
fristig die Themen „Nationalsozialismus“ 
und „Jüdische Kultur“ behandelt hatten.

Ob sie die Ereignisse ver-
kraftet hätte? 

Wohl kaum, aber ihr war klar, dass 
sie mit ihrem Mann, den sie im 

KZ Theresienstadt kenngelernt hatte, 
immer darüber sprechen musste, um 
nicht zu tabuisieren. 1975 hatte sie 
das erste Mal einen Vortrag an einer 

Schule gehalten, ihren Sohn habe sie 
im Sinne wider das Vergessen erzogen. 
Vor allem aber sei sie in ihrem Leben 
immer wieder auf Menschen gestoßen, 
die ihr Mut machten und ihr die Kraft 
gaben, weiter zu leben.

Ob es auch jüdischen 
Widerstand gegeben habe? 

Sicher, sie selbst habe ja als Schü-
lerin in der damaligen Tschechos-

lowakei in der zionistischen Bewe-
gung mitgemacht, nicht aus Helden-
mut, sondern weil es für sie natürlich 
gewesen sei. Das wäre dann auch die 
erste Trennung von ihrer Mutter ge-
wesen (ihr Vater war bereits 1939 nach 

Buchenwald deportiert und später im 
KZ Dachau ermordet worden), als sie 

– des Kommunismus angeklagt – ins 
Gefängnis kam, davon mehrere Mona-
te in Einzelhaft.

Wie sie sich denn da gefühlt 
habe? 

Nun ja, sie war 21, stand mit dem 
Gesicht zur Wand und war da-

von überzeugt, gleich standrechtlich 
erschossen zu werden; da fragte man 
sich schon nach dem ‚Warum‘, denn 
es gab ja keinen Anwalt, zu dem sie 

hätte gehen können, der 
sie verteidigt hätte. Was 
sie allerdings gefühlt habe, 
als sie zum zweiten, end-
gültigen Mal von ihrer 
Mutter getrennt wurde, 
kann sie nicht in Wor-
te fassen. Im Nachhin-
ein war ihr klar geworden, 
dass ihre Mutter das Le-
ben ihrer Tochter durch 
die Hingabe ihres eigenen 
Lebens erkauft hatte.

Welche Botschaft sie den 
Schülerinnen und Schülern 

geben möchte? 

„Habt den Mut ‚Nein‘ zu sagen, 
wenn Ihr merkt, da läuft etwas 

falsch in der Gesellschaft!“ Da waren 
sich alle Zuhörer einig, egal wie gut sie 
Deutsch sprechen oder welcher Nati-
onalität sie angehören: man muss über 
die Vergangenheit Bescheid wissen, da-
mit man für die Gegenwart und die Zu-
kunft daraus lernen kann! Frau Simon-
sohn hat durch ihre zahlreichen Ge-
spräche maßgeblich dazu beigetragen. 

Vanessa Fecht
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  news
Fortbildung neuer Büroberuf

Mit Schreiben vom 21.11.2013 begrüßt 
die GEW-Fachgruppe Berufliche Schu-
len, dass das HKM zu dem neuen Bü-
roberuf, der am 01.08.2014 in Kraft 
treten wird, eine Fortbildungsmaßnah-
me plant. Die GEW-Fachgruppe for-
dert die Kultusministerin auf, dafür 
Sorge zu tragen, dass die notwendigen 
Entlastungsstunden für die landeswei-
te und regionale Koordinierung eben-
so wie für die Lehrkräfteteams an den 
Schulen (Entwicklung von Lernsitua-
tionen) zur Verfügung gestellt werden. 
Das HKM wird außerdem aufgefor-
dert, sich dafür einzusetzen, dass das 
Wirtschaftsministerium die erforder-
lichen Mittel zur Förderung der Lern-
ortkooperation und zur Schulung der 
betrieblichen Ausbilder/innen zur Ver-
fügung stellt.

(Zu den Inhalten des neuen 
Ausbildungsberufs s. S. 6/7 in 
dieser Ausgabe)

Berücksichtigung von beruf-
lichen Tätigkeiten

Die GEW Hessen hat die neue Landes-
regierung aufgefordert, umgehend mit 
ihr in Verhandlungen zu treten, um 
einheitliche Kriterien für die Berück-
sichtigung von beruflichen Tätigkeiten 
in einem zu dem beruflichen Fach im 
Lehramt affinen Beruf zu entwickeln.

Themenhefte Politik

Die Hans-Böckler-Stiftung stellt Unter-

richtsmappen „Politik für die Schule“ 
zur Verfügung. Neu: die Themenhefte 

„Arbeitswelt“ und „Finanzkrise“. 
www.boeckler.de/39581.htm 

AGD-Beschlüsse

Die Arbeitsgemeinschaft der Direkto-
rinnen und Direktoren an den beruf-
lichen Schulen und den Studiensemi-
naren für die beruflichen Schulen in 
Hessen hat am 14.11.2013 folgende Be-
schlüsse gefasst und an die neue Lan-
desregierung gerichtet:

XX		 Gewinnung von entsprechend aus-
gebildeten Lehrkräften (dabei wird 
auch auf Fachlehrer/innen für ar-
beitstechnische Fächer eingegangen)

XX		 eigenverantwortliche Verwendung 
der LMF-Mittel

XX		 Erhalt und Weiterentwicklung der 
Abteilung III im HKM (hier wer-
den auch deutliche Anforderungen 
an die in der Abtl. III agierenden 
Personen und ihre Qualifikationen 
formuliert)

Die Beschlüsse können bei der Redak-
tion oder der AGD angefordert werden.

DQR-Niveau auf 
Abschlusszeugnissen der 

Berufsschule

Ab Januar 2014 soll auf Abschlusszeug-
nissen (Berufsschule) das DQR-Niveau 
ausgewiesen werden. Aufgenommen 
wird folgende, mit den Ländern abge-
stimmte Formulierung: „Dieser Ab-

schluss ist im Deutschen und Europä-
ischen Qualifikationsrahmen dem Ni-
veau …. zugeordnet …“

Grünes Licht für Erasmus+

Das Europäische Parlament hat am 19. 
November 2013 das neue Programm 
für allgemeine und berufliche Bil-
dung, Jugend und Sport Erasmus+ ge-
billigt. Es löst zum 1. Januar 2014 das 
Programm für lebenslanges Lernen ab 
und umfasst ein Budget von 14,7 Mil-
liarden Euro. Damit können mehr als 
vier Millionen Bürgerinnen und Bür-
ger Zuschüsse erhalten, um im Aus-
land zu studieren, zu arbeiten oder 
eine Freiwilligentätigkeit auszuüben.
Weitere Informationen zu Erasmus+ 
http://www.na-bibb.de/service/presse/
news/2013/18112013_gruenes_licht_
fuer_erasmus.html

Datenbank Berufliche Bil-
dung
Weiterführende Literatur oder Fachin-
formationen zu Berufsbildungsthemen 
gesucht?
Recherchieren Sie in der Literaturda-
tenbank Berufliche Bildung (LDBB) 

– sie steht Ihnen unter www.ldbb.de 
kostenlos im Internet zur Verfügung 
und ermöglicht den schnellen Zugriff 
auf Fachliteratur zu allen Aspekten der 
beruflichen Bildung.

Ratgeber für Migrantinnen 
und Migranten

Viele Eltern von Jugendlichen mit 

http://www.boeckler.de/39581.htm
http://www.na-bibb.de/service/presse/news/2013/18112013_gruenes_licht_fuer_erasmus.html
http://www.ldbb.de


	        insider  5Ausgabe Nr.: 4 – Winter 2013 / 24. Jahrgang

Migrationshintergrund wissen wenig 
über die Chancen, die das deutsche 
Ausbildungssystem ihren Kindern bie-
tet. Eine neu erschienene Publikation 
des Ausbildungsstrukturprogramms 
Jobstarter enthält wichtige Informa-
tionen und Empfehlungen. Die Bro-
schüre kann in verschiedenen Spra-
chen kostenlos bestellt oder herunter-
geladen werden.
Zur Rubrik Publikationen auf der 
Jobstarter-Website

Open Access

Open Access bedeutet so viel wie 
„freier Zugang“. Das heißt, wissen-
schaftliche Texte, Fachpublikationen 
und Forschungsergebnisse werden 
dem Leser über das Internet frei und 
kostenlos zugänglich gemacht. An
fang 2013 startete www.wbv-open-
access.de. Um die passende Publika-
tion zu finden, kann man die Such-
funktion nutzen oder in Autorenlis-
te und Stichwortverzeichnis stöbern 
und anschließend das Dokument di-
rekt als PDF herunterladen.

Analphabetismus - 
Unglaublich

Rund 7,5 Millionen Menschen 
in Deutschland zwischen 18 
und 65 Jahren sind sogenann-
te funktionale Analphabeten. 
Über die Hälfte von ihnen ist 
erwerbstätig. 

Analphabetismus unterteilt die 
Wissenschaft in unterschiedli-
che Level. Nach der Hambur-
ger Level-One-Studie stellen 
die funktionalen Analphabe-
ten die größte Gruppe. Sie sind zwar 
in der Lage, einzelne Wörter zu le-
sen oder auch zu schreiben, doch sie 
sind nicht fähig, aus einem einfachen 
Text „eine oder mehrere direkt enthal-
tene Informationen sinnerfassend zu 
lesen“.

f-bb InfoForum

Das neue f-bb InfoForum trägt den 
Titel „Qualität in der beruflichen Aus-
bildung – Ansätze in Deutschland und 
Europa“. Im Mittelpunkt stehen in-
novative, praxisnahe Ansätze zur Ver-
besserung der Ausbildungsqualität in 
Deutschland und Europa. Newsletter 
im PDF-Format: Qualität in der be-
ruflichen Ausbildung – Ansätze in 
Deutschland und Europa 

PISA-Wort des Jahres
„Bruttobildungsprodukt“ (mehr 
dazu bei der GBW)

PISA-Studie interessiert keinen!?

Es ist gut, dass es die PISA-Studien 
gibt, denn das deutsche Bildungswe-
sen wurde aus seiner Selbstgefälligkeit 
aufgeschreckt. Doch aktuelle Ausga-
ben der PISA-Studie stoßen auf kein 
Interesse mehr. Prof. Klaus Klemm, 
eine der zentralen PISA-Personen, for-
dert explizit eine Umorientierung - 
weg vom kognitiven Leistungsfetisch, 
hin zu einer Schule, die Sinn hat. 
Warum die PISA-Studie keinen in-
teressiert

BaWü mit 
Ausbildungsgarantie

Die Landesregierung in Baden-Würt-
temberg strebt Medienberichten zu-
folge eine Ausbildungsgarantie für Ju-
gendliche an. Dazu soll der Übergang 

von der Schule in den Beruf neu ge-
staltet werden.
http://tinyurl.com/ausbildung-
bawue

Anrechnung von Pausen und 
Fahrtzeiten

Ausgangsfrage: Wie wirken sich die 
Zeiten des Schulbesuchs, die Fahrtzei-
ten sowie die Unterrichtspausen bei 
volljährigen Auszubildenden auf die 
zu absolvierende tägliche bzw. wö-
chentliche Ausbildungszeit aus? Ist 
der Ausbilder berechtigt „Nacharbei-
ten“ zu verlangen? Kann er/sie die 
Ruhepausen mit den Schulpausen ver-
rechnen?			  Rechtslage:
Für die Zeiten des Besuchs der Berufs-
schule, inklusive Zeiten des notwendi-
gen Verbleibs an der Berufsschule (z.B. 
Schulpausen) und Fahrzeiten zwi-
schen der Berufsschule und dem Aus-
bildungsbetrieb-(BAG v. 26.3.2001, 5 
AZR 413/99 – AP BBiG § 7 Nr. 1), hat 
jeder Auszubildende einen Anspruch 
auf eine bezahlte Freistellung von der 
betrieblichen Ausbildung (§ 7 S. 1 
BBiG iVm § 12 Abs. 1 Nr. 1 BBiG). 
Die Schulbesuchspflicht ersetzt die 
Ausbildungspflicht, solange beide 

gleichzeitig bestehen. Daraus folgt, 
dass eine Verpflichtung zur Nach-
holung der Ausbildung außerhalb 
der betrieblichen Ausbildungszeit 
entfällt (BAG v. 26.3.2001 a.a.O.).
Die gesamte vierseitige 
DGB-Expertise kann bei der 
Redaktion angefordert werden.

So war’s früher

Gesetzlich legitimierte Haue 
Vor 62 Jahren, am 27. 
Dezember 1951, wurde das 

Züchtigungsrecht des »Lehrherren« 
abgeschafft. So was wurde früher 
in der Gewerbeordnung (§ 127a) 
festgeschrieben.
Zusammenstellung und Ausführungen 

Dieter Staudt

http://www.jobstarter.de/de/99.php
http://www.jobstarter.de/de/99.php
http://www.wbv-open-access.de
http://www.wbv-open-access.de
http://www.f-bb.de/fileadmin/Newsletter_PDF/f-bb_InfoForum_3.2013.pdf
http://www.f-bb.de/fileadmin/Newsletter_PDF/f-bb_InfoForum_3.2013.pdf
http://www.f-bb.de/fileadmin/Newsletter_PDF/f-bb_InfoForum_3.2013.pdf
http://www.lehrerfreund.de/?ACT=56&spoor=253e26caacedebf200b16c2141ad59be&link_id=945
http://www.lehrerfreund.de/?ACT=56&spoor=253e26caacedebf200b16c2141ad59be&link_id=945
http://www.lehrerfreund.de/?ACT=56&spoor=253e26caacedebf200b16c2141ad59be&link_id=957
http://www.lehrerfreund.de/?ACT=56&spoor=253e26caacedebf200b16c2141ad59be&link_id=957
http://tinyurl.com/ausbildung-bawue
http://tinyurl.com/ausbildung-bawue
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Der neue Ausbildungsberuf Kaufmann/ 
Kauffrau für Büromanagement

Von der Neuordnung sind in Hes-
sen 47 berufliche Schulen betrof-

fen. Im Schuljahr 2012/2013 gab es 
laut HKM hessenweit zu den bisheri-
gen Berufen rund 8.000 Auszubilden-
de (4.574 Bürokaufleute, 2.905 Kauf-
leute für Bürokommunikation und 
601 Fachangestellte für Bürokommu-
nikation), das sind etwa 8 % aller be-
trieblichen Ausbildungsverhältnisse in 
Hessen. 
Ein großer Teil der grundlegenden 
kaufmännischen Inhalte ist im neuen 
Rahmenlehrplan enthalten. Die wich-
tigste Neuerung betrifft die Strukturie-
rung des Lernstoffs.

Neuer Lehrplan

In den bisherigen hessischen Rah-
menlehrplänen (für BK und KfB)  

gibt es zu den 11 Themen- und Auf-
gabenfeldern jeweils eine Übersicht, 
welche Themen in den Fächern Wirt-
schaftslehre, Bürowirtschaft, 
Informationsverarbeitung 
und Rechnungswesen un-
terrichtet werden. Im Ideal-
fall führt dies zu einer engen 
Zusammenarbeit der Fach-
lehrer/-innen und Handels-
lehrer/-innen, die ihren Un-
terricht jeweils auf die glei-
chen thematischen Schwer-
punkte beziehen, Lernsitua-
tionen gemeinsam gestalten 

und die Leistungen der Schüler/-innen 
gemeinsam benoten. Zugleich waren 
aber durch diese Aufteilung die traditi-
onellen Schulfächer wieder eingeführt 
und separiert.

Der Rahmenlehrplan des KBM ent-
hält 13 Lernfelder ohne eine Aufglie-
derung in Fächer. Die Inhalte in den 
Lernfeldern sind allerdings enger ge-
fasst, so dass es z. B. ein Lernfeld zum 
Schwerpunkt Buchführung und ei-
nes zum Schwerpunkt Kosten- und 
Leistungsrechnen gibt. Die Inhalte in 
Buchführung sind im Vergleich zum 
BK ziemlich abgespeckt. Dennoch 
wird es eine Herausforderung werden, 
den Auszubildenden in nur noch 80 
Unterrichtsstunden in einem Schul-
jahr die Grundlagen der Buchführung 
nahe zu bringen. Inwiefern diese Re-
duktion sich auch in der Abschluss-
prüfung vor den Kammern nieder-
schlägt, bleibt abzuwarten.

Neu ist das Lernfeld „Gesprächssi-

tuationen gestalten“, das die Kommu-
nikation mit Kunden in den Mittel-
punkt rückt. Hier können Auszubil-
dende noch stärker als in anderen Be-
reichen ihre Sozial- und Selbstkompe-
tenz entwickeln. 

Ebenso gibt es Lernfelder, die vor-
wiegend Sekretariatsaufgaben und bü-
rowirtschaftliche Themen beinhalten. 
Die Orientierung der Lernfelder an 
Geschäftsprozessen ermöglicht, dass 
die Themen eines Lernfeldes tatsäch-
lich ausgehend von einer Lernsitua-
tion (oder mehreren) zusammenhän-
gend bearbeitet werden können. Der 
fächerübergreifende Unterricht kann 
bezogen auf die Schwerpunkte der 
Lernfelder realistischer umgesetzt wer-
den. Dies ist die Chance, die der neue 
RLP bietet: Die Zerstückelung eines 
Arbeitsprozesses in einzelne Fachge-
biete aufzuheben und Zusammenhän-
ge besser begreifbar zu machen. Da-
mit Lehrkräfte gemeinsam Unterricht 

planen und vorbereiten können, 
Absprachen und Übergaben 
funktionieren, braucht es aber 
kleine Klassenteams und genü-
gend Zeit und Entlastung.

Geringe wirtschaftspo-
litische Bezüge

Bedauerlich ist, dass eher all-
gemeinbildende Lerninhal-

te wie Wirtschaftspolitik und 

Zum 1. August 2014 wird der neue Ausbildungsberuf Kaufleute für 
Büromanagement (KBM) die bisherigen Berufe Bürokaufleute (BK), 
Kaufleute für Bürokommunikation (KfB) und Fachangestellte für Bü-
rokommunikation (FAB) ablösen. Die Erarbeitung des schulischen 
Rahmenlehrplans wurde bereits im Juli 2013 abgeschlossen, im 
Oktober stimmte der Hauptausschuss des Bundesinstituts für Be-
rufsbildung (BIBB) der neuen Ausbildungsordnung zu. Nun warten 
alle nur noch auf die Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt.
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Steuern aus dem RLP verschwunden 
sind. Wirtschaftspolitische Bezüge 
gibt es aber verstreut in den verschie-
denen Lernfeldern, wo sie auch auf-
gegriffen werden sollten. Zusätzlich 
müssen sich die Lehrkräfte in politi-
scher Bildung überlegen, ob sie ange-
sichts der Eurokrise und zunehmend 
populistischer Stimmungsmache nicht 
Geldpolitik und Finanzmarkt in ih-
rem Unterricht behandeln.

Projekt am Schluss!?

Das Lernfeld „Ein Projekt planen 
und durchführen“ steht unver-

ständlicherweise am Ende der Aus-
bildung. Das eigenständige Arbeiten 
nicht nur zu einer vorgegebenen Lern-
situation, sondern mit der Anforde-
rung, selbst das Ziel und das Thema 
des Arbeitsprozesses gemeinsam zu 
entwickeln, ist eine Aufgabe, die die 
Schülerinnen und Schüler einzeln und 
als Klassengemeinschaft wachsen lässt. 
Hier kann man nur empfehlen, im 
schulinternen Curriculum die Projekt
arbeit zu einem früheren Zeitpunkt 
einzuplanen.

Schwerpunkt 
Informationsverarbeitung 

im ersten Teil der 
Abschlussprüfung

Bedingt durch den vorgezogenen 
ersten Teil der Abschlussprüfung, 

der die bisherige praktische Prüfung in 
Informationsverarbeitung ersetzt und 
anstelle der Zwischenprüfung durch-
geführt wird, nimmt die Anwendung 
von Text- und Datenverarbeitungs-
programmen im ersten Ausbildungs-
jahr einen großen Raum ein. Hier hat 
sich vermutlich der Wunsch der Aus-
bildungsbetriebe durchgesetzt, die 
Auszubildenden möglichst früh um-
fassend für Arbeiten am PC einset-
zen zu können. Auszubildenden in 
großen Unternehmen, die ohnehin 
EDV-Schulungen erhalten oder in den 
Ausbildungsabteilungen geschult wer-

den, wird dies weniger Probleme berei-
ten. In vielen kleinen Betrieben sind 
die Auszubildenden aber oft auf den 
Daten- und Textverarbeitungsunter-
richt in der Berufsschule angewiesen. 
Das technische Niveau des ersten Prü-
fungsabschnitts soll jedenfalls im Ver-
gleich zur jetzigen Prüfung in Infor-
mationsverarbeitung nicht abgesenkt 
werden, so dass der EDV-Unterricht 
komprimiert in den ersten eineinhalb 
Jahren erfolgen muss.

Im Sinne einer modernen Büro-
ausbildung und eines handlungsori-
entierten Unterrichts bleibt die Infor-
mationsverarbeitung auch im zweiten 
und dritten Ausbildungsjahr wichti-
ger Bestandteil des Rahmenlehrplans. 
Die Schulen sind allerdings organisa-
torisch herausgefordert, denn die Aus-
stattung erlaubt meist nicht, Unter-
richt durchgehend in Räumen mit ei-
ner ausreichenden Zahl an  PCs durch-
zuführen. Hier stehen die Vorgaben 
aus dem Ausbildungsrahmenplan dem 
Unterrichten nach dem Lernfeldkon-
zept entgegen.

Curriculare Analysen

Außerdem wurden inzwischen zu 
allen Lernfeldern curriculare Ana-

lysen erarbeitet. Diese stellen meines 
Erachtens eine wichtige, wenn auch 
zum Teil sehr detaillierte Konkreti-
sierung des RLPs dar. Da der Lehr-
plan kompetenzorientiert ist, wurden 
die Konkretisierungen als berufliche 
Handlungen formuliert, zu denen die  
Auszubildenden u.a. durch den Unter-
richt befähigt werden sollen. Die cur-
ricularen Analysen bieten damit eine 
hilfreiche Vorarbeit, um Lernsituatio-
nen zu entwerfen.

Wahlqualifikationen

Die Wahlqualifikationen, auf die 
sich die Auszubildenden in der 

betrieblichen Ausbildung des KBM 
spezialisieren, sind im Rahmenlehr-
plan nicht als solche enthalten. Hier 

wird berücksichtigt, dass die Berufs-
schule nicht die vielfältigen Speziali-
sierungen der betrieblichen Praxis ab-
bilden kann. Die Themen der Wahl-
qualifikationen tauchen aber dennoch 
in den Lernfeldern auf, so dass die 
theoretischen Grundlagen der meisten 
Wahlqualifikationen sehr wohl in der 
Berufsschule unterrichtet werden. Be-
nachteiligt sind die Auszubildenden 
des öffentlichen Dienstes, die in den 
dienstbegleitenden Unterweisungen 
auf diese besonderen Wahlqualifikati-
onen vorbereitet werden müssen. 

Für die mündlichen Prüfungen wird 
die vertiefte Beschäftigung mit den 

Wahlqualifikationen und eine intensi-
ve Zusammenarbeit mit den betriebli-
chen Ausbilder/-innen notwendig wer-
den. Dies gilt für beide Formen der 
mündlichen Prüfung: die Erstellung 
eines Berichts und einer Präsentation 
im Prüfungsausschuss zu einer Wahl-
qualifikation oder die Bearbeitung ei-
ner Aufgabe (ähnlich wie bisher) aus 
dem Aufgabenbereich einer Wahlqua-
lifikation. 

Fortbildung und Ressourcen

Die Umsetzung der Neuordnung 
ist mit einem hohen Zeit- und Ar-

beitsaufwand für die unterrichtenden 
Lehrkräfte verbunden. Aus dem HKM 
gibt es die Ankündigung, in den näch-
sten Jahren Fortbildungen zum Lern-
feldkonzept und zur Erarbeitung von 
Lernsituationen im neuen Beruf be-
reit zu stellen. Diese Unterstützung ist 
wichtig und wird von den Lehrkräften, 
die sich mit Spannung und viel Enga-
gement auf die Umsetzung des neuen 
RLP vorbereiten, gerne in Anspruch 
genommen. Die GEW-Fachgruppe 
Berufliche Schulen hat außerdem die 
Kultusministerin auf die notwendigen 
Entlastungsstunden hingewiesen, die 
alle Lehrkräfte brauchen, die an der 
Neuordnung der Büroberufe arbeiten. 
Wir hoffen sehr auch auf diese Unter-
stützung.

Konstanze Mörsdorf
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Koalitionsvereinbarung CDU/GRÜNE 
Hessen – Auszüge
Teil D: Schule verlässlich  
            gestalten –  
            Wahlfreiheit sichern

I. Schulfrieden erreichen: 
Angebot an alle 

Wir halten an der 105prozentigen 
Lehrerversorgung im Landes-

schnitt fest. Die infolge des Rückgangs 
der Schülerzahlen um 6 bis 8 Prozent 
bis zum Jahr 2019 frei werdenden Lehr-
erstellen werden wir im Bildungssystem 
belassen und nutzen, um die nachfol-
genden Verbesserungen zu erreichen.

IV. Junge Menschen: Jedem 	
    eine Berufsausbildung  
    ermöglichen

Der beste Abschluss nutzt den hes-
sischen Schülerinnen und Schülern 
nichts, wenn sie ihre Schulzeit nicht 
auch dafür nutzen konnten, sich von 
den vielfältigen Arbeitsfeldern und Be-
rufen ein Bild zu machen und sich ih-
rer berufsbezogenen Kompetenzen und 
Präferenzen bewusst zu werden. Vor al-
lem junge Menschen mit schlechtem 
oder ohne Abschluss landen häufig in 
unproduktiven „Warteschleifen“. 

Daher setzt die Koalition auf eine 
Reform des Übergangs von Schule 
und Beruf, der bereits in der Mittelstu-
fe mit der Berufsorientierung und ei-
nem verstärkten Praxisbezug beginnt 
und mit dem erfolgreichen Abschluss 
einer Berufsausbildung und der Ein-
mündung in den Beruf enden sollte.

Schülerinnen und Schüler in 
Kontakt mit der Berufswelt 

bringen

Wir werden uns dafür einsetzen, 
dass Schülerinnen und Schüler 

schon ab Klasse 7 eine systematische 

Lebens- und Arbeitsweltberatung er-
halten. In enger Kooperation mit den 
Schulträgern wollen wir eine bessere 
Verzahnung und Koordinierung der 
Maßnahmen im Bereich Berufsorien-
tierung schaffen und dadurch die Aus-
bildungsreife verbessern. Die Koaliti-
on orientiert sich dabei an positiven 
Beispielen unter anderem an den hes-
sischen Schulen, die mit dem Gütesie-
gel „Berufs- und Studienorientierung 
Hessen“ ausgezeichnet wurden. 

Ausbildung ermöglichen – 
Übergangssysteme  

reformieren

Trotz erheblicher finanzieller Anstren-
gungen, zahlreicher guter Reforman-

sätze und dem Engagement vieler Ak-
teure bleiben weiterhin viele Jugendli-
che ohne Berufsausbildung zurück. Das 
derzeitige „Übergangssystem“ zwischen 
Schule und Beruf erweist sich jedoch 
insgesamt zu oft als wenig zielführen-
de Warteschleife. Wir wollen dies ver-
ändern und sehen dabei Kommunen, 
Land und Wirtschaft in einer gemeinsa-
men Verantwortung. Unser Ziel ist es, je-
dem jungen Menschen eine Ausbildung 
zu ermöglichen, bevorzugt im bewähr-
ten dualen System oder – falls dies nicht 
gelingt – durch eine geförderte, mög-
lichst praxisnahe vollqualifizierende Be-
rufsausbildung. Auch Produktionsschu-
len sehen wir als einen Baustein zur Ak-
tivierung bzw. Nachqualifizierung jun-
ger Menschen. Wir wollen die Mittel 
und Zuständigkeiten für die Förderung 
des Übergangs von Schule zu Beruf in 
einem Ministerium bündeln.

Berufliche Schulen

Eine qualitativ hochwertige Ausbil-
dung an den beruflichen Gymna-

sien, beruflichen Schulen und in den 
Ausbildungsbetrieben im Rahmen der 
dualen Ausbildung ermöglicht jungen 
Menschen vielfältige Bildungschan-
cen und Zukunftsperspektiven. Zu-
gleich legt sie das Fundament für die 
Fachkräftesicherung in Industrie und 
Handwerk. Die niedrige Jugendarbeits-
losigkeit in Deutschland verdanken 
wir dabei ganz maßgeblich der her-
vorragenden Arbeit der Lehrerinnen 
und Lehrer an den beruflichen Schu-
len und dem Erfolgsmodell der dua-
len Ausbildung. Wir werden daher ein 
regional ausgewogenes Berufsschulan-
gebot in der Fläche fördern. Den be-
gonnenen Prozess, beruflichen Schu-
len mehr Selbstständigkeit zu ermögli-
chen, werden wir fortsetzen. Dabei ste-
hen für uns die weitere Verbesserung 
der Unterrichtsqualität und die Ein-
bindung der beruflichen Schulen in 
eine abgestimmte regionale Bildungs-
landschaft im Mittelpunkt.

Mehr Unterstützung für 
Abschluss gefährdete 

Schülerinnen und Schüler

Zu viele Jugendliche in Hessen ge-
hören zur Gruppe der Abschluss 

gefährdeten Schülerinnen und Schü-
ler. Wir wollen möglichst keine Schü-
lerinnen und Schüler ohne Abschluss 
zurücklassen. Deswegen werden CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
das Projekt „Lernen und Arbeiten in 
Schule und Betrieb“ (SchuB) weiter-
entwickeln und flächendeckend aus-
bauen. 

Es richtet sich künftig an alle dafür 
geeigneten Schulformen, die Schüle-
rinnen und Schüler mit Hauptschulab-
schlussperspektive unterrichten.



	        insider  9Ausgabe Nr.: 4 – Winter 2013 / 24. Jahrgang

VI. Lehrerbildung: Schlüssel 
für gute Schulen

Die Landesregierung wird prüfen, 
inwieweit hinsichtlich der Man-

gelfächer an beruflichen Schulen eine 
Qualifizierung insbesondere der Fach-
lehrerinnen und Fachlehrer für Ar-
beitslehre in einem weiteren Fach er-
möglicht werden kann.

Selbstständige Schule: Mehr 
pädagogische Freiheit, weni-

ger Bürokratie

Gute Schulen können nur vor Ort 
entstehen. Wenn Schulen päd-

agogische Freiräume und Entschei-
dungskompetenzen haben, können 
sie die gesetzten bildungspolitischen 
Ziele noch besser umsetzen und ihre 
Schülerinnen und Schüler individuel-
ler fördern. CDU und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN wollen daher weite-
ren interessierten allgemeinbildenden 
und beruflichen Schulen schrittweise 
die Möglichkeit zur Umwandlung in 
Selbstständige Schulen geben. 

VIII. Weiterbildung und le-
bensbegleitendes Lernen

Im Rahmen des Hessischen Weiter-
bildungsgesetzes sollen die Hessen-

campus-Initiativen durch den weiteren 
Abschluss regional differenzierter Ko-
operationsvereinbarungen zwischen 
Land und Kommunen weiterentwi-
ckelt werden. Ihre Rolle soll in der re-
gionalen Bildungskoordination, -in-
formation und - beratung gestärkt wer-
den.

Teil F: Wirtschaft  
            verlässlich begleiten 
            – Zukunft sichern

V. Initiativen zur Sicherung 
von Fachkräften

Eines der wichtigsten Ziele ist eine 
deutliche Reduzierung der Zahl 

junger Menschen in sogenannten 
Übergangssystemen. Hierzu müssen 
gemeinsam mit der Wirtschaft, der 
Bundesagentur für Arbeit, den Schu-
len und Verbänden erhebliche An-
strengungen unternommen werden, 
junge Menschen ohne Schul- bzw. Be-
rufsabschluss zu qualifizieren. 

Teil L. Soziale Sicherheit –        
            Chancen für alle

V. Arbeits- und 
Ausbildungsmarkt stärken

Wir werden dafür sorgen, dass je-
dem Jugendlichen ein Ausbil-

dungsplatz angeboten oder ein Ab-
schluss ermöglicht wird. Wir werden 
dazu wieder einen „Pakt für Ausbil-
dung“ ins Leben rufen.

Um allen Jugendlichen Ausbil-
dung und Beschäftigungschancen zu 
ermöglichen, werden wir die Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarktbudgets mit 
dem Ziel einer noch zielgerichteteren 
Unterstützung benachteiligter Jugend-
licher überprüfen. Dazu wollen wir au-
ßerdem die Übergangssysteme Schule 
und Beruf effektiver gestalten und die 
überbetriebliche Ausbildung unter an-
derem in Produktionsschulen unter-
stützen. 

Die Programme der Beschäfti-
gungsförderung, Eingliederung, be-
ruflichen Bildung und Ausbildung der 
verschiedenen Ministerien werden da-
für zusammengeführt. Die Mittel des 
Europäischen Sozialfonds (ESF), die 
Beschäftigung, berufliche Bildung und 
Ausbildung betreffen, werden zukünf-
tig federführend koordiniert. Es wird 
eine „Stabsstelle Fachkräftesicherung“ 
eingerichtet.

KOMMENTAR

Die eindeutige Aussage, dass 
die infolge des Rückgangs der 

Schülerzahl bis zum Jahr 2019 frei-
werdenden Lehrerstellen im Bil-
dungsbereich bleiben sollen ist aus-
drücklich zu begrüßen. Dadurch 
werden Möglichkeiten v.a. zur Ver-
besserung des Unterrichts und der 
Förderung eröffnet.

Der an mehreren Stellen formu-
lierte Anspruch, das „Übergangs-
system“ zu reduzieren und allen Ju-
gendlichen eine Ausbildung zu er-
möglichen entspricht einer jahrelan-
gen Forderung der GEW. Dies gilt 
auch für die Schaffung einer geför-
derten, möglichst praxisnahen voll-
qualifizierenden Berufsausbildung 
für junge Menschen, die im dualen 
System nicht unterkommen.

An zwei Stellen werden erstmals 
in einer Koalitionsvereinbarung 

„Produktionsschulen“ benannt, was 
den Weg zu einer rechtlich abgesi-
cherten Einrichtung endlich eröff-
nen könnte.

SchuB soll offensichtlich ausge-
baut werden, was dabei aus EIBE 
wird bleibt ungenannt.

Zu begrüßen ist auch, dass ein re-
gional ausgewogenes Berufsschul-
angebot in der Fläche gefördert wer-
den soll.

Dass Fachlehrer/innen für Ar-
beitslehre (gemeint ist wohl für ar-
beitstechnische Fächer) eine Wei-
terqualifizierung ermöglicht werden 
soll ist ein Erfolg unserer jahrelan-
gen gewerkschaftlichen Aktivitäten.

Fazit: viele begrüßenswerte Ab-
sichtserklärungen. Es wird jedoch 
auch hierbei darauf ankommen, kon-
tinuierlich und nachdrücklich die 
Umsetzungen einzufordern. Dazu 
bedarf es einer starken GEW.

Dieter Staudt
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Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst melden sich!
Im Rahmen der Veranstaltung „Un-

terrichts- und Schulentwicklung mit 
dem Schwerpunkt Mitgestaltung der 
Selbständigkeit von Schule“ haben 
Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst des 
Studienseminars für berufliche Schu-
len in Frankfurt sich über ein mög-
liches Aussehen einer „Traumschule“ 
Gedanken gemacht. 

Es wurden Visionen entwickelt, die 
ergaben, dass der Faktor „Zeit“ stets 
Mangelware ist. Wir würden uns wün-
schen, Zeiträume zu bekommen und 
Zeitträume zu verwirklichen. Unsere 
Träume lassen sich aus verschiedenen 
Blickwinkeln betrachten mit dem Be-
wusstsein, dass es bereits gute Ansät-
ze an einigen Schulen gibt, wünschen 
uns aber eine flächendeckende Um-
setzung:

Zeit:

&& 		 Aufbrechen der 45-Minuten-Tak-
tung von Unterrichtstunden, dazu 
gehört offener Unterrichtsbeginn 
mit Gleitzeit und gelebter Zeitöko-
nomie

&& 		 Mehr unverplante Zeit für den 
Austausch mit Kolleginnen und 
Kollegen sowie Schülerinnen und 
Schülern, dafür wäre eine Vermin-

derung der Unterrichtsverpflich-
tung wertvoll. Das bedeutet keine 
Verminderung der Gesamtarbeits-
zeit, sondern eine Verlagerung des 
Schwerpunktes. Dieser sollte indi-
viduell und eigenverantwortlich 
gestaltet werden können, z.B. für 
Förder- und Beratungsgespräche, 
Konzeptentwicklung mit Kolle-
gen, Ausarbeitung eines Schulpro-
gramms, Planung von Projektar-
beiten und außerschulischen Ver-
anstaltungen, Fortbildung.

Binnendifferenzierung:

&& 		 Teamteaching im „Lehrerduett“, 
um eine individuelle Betreuung 
zu ermöglichen und sich in der 
Diagnostik und Bewertung auszu-
tauschen

&& 		 Unterschiedliche Schwierigkeits-
grade bei Klassenarbeiten ermögli-
chen

&& 		 Unterschiedliches Lernmaterial 
mit angepasstem Anforderungsni-
veau

&& 		 Verantwortung an die Lernenden 
übertragen (Mentorentätigkeiten).

Räumlichkeiten:

&& 		 Offene Lernraumgestaltung und 
gute technische Ausstattung, um 
verschiedene Zugangsweisen zu 
ermöglichen mit dem Ziel einer 
Wohlfühlatmosphäre

&& 		 Ansprechende Cafeteria mit 
schulgerechten Öffnungszeiten, 
da es an vielen Schulen nicht die 
Möglichkeit einer gesunden Er-
nährung gibt. Zudem fördern sol-
che Treffpunkte den Austausch 
und dienen der Erholung

&& 		 eigener (Klassen-) Raum für Leh-
rerteams mit Lagermöglichkeiten 
für Materialien

&& 		 Gemeinschafts- und Clusterräu-
me, die verschiedene Sozial- und 
Arbeitsformen unter den Lehr-
kräften zulassen - vom regen Aus-
tausch bis zur konzentrierten Ar-
beitsatmosphäre.

Lehrmittel:

&& 	 	zeitgemäße und in ausreichen-
der Zahl vorhandene Lehrmittel, 
die einen vielfältigen und an die 
Lerngruppen angepassten Zugang 
ermöglichen

&& 		 adäquate Schulung der Lehrperso-
nen, 	um einen optimalen Einsatz 
von Lehrmitteln und Technik zu 
gewährleisten

&& 		 neue Urheberrechtsregelungen für 
Schulen, um unbürokratische Lö-
sungen legaler Informationsbe-
schaffung zu ermöglichen.

Man könnte noch Vieles anfüh-
renBildung schafft Kreativi-

tät, doch Kreativität braucht Zeit, die-
se braucht ihren Freiraum. Zeit sollte 
mehr als Geld sein, denn Ökonomisie-
rung in der Bildung schafft Zeitman-
gel und hemmt jegliche Kreativität. 
Aber: Kreativität ist unsere Zukunft!
Schreiben an die bildungspoliti-
schen Sprecher aller Fraktionen des  

Hessischen Landtags



	        insider  11Ausgabe Nr.: 4 – Winter 2013 / 24. Jahrgang

Z u m  H e s s e n c a m p u s

Zum Artikel von Winfried Kruse, Hes-
sencampus: Ungeliebte und wirkungs-
volle Reform in der Bildung für Er-
wachsene

Seit 1981 unterrichte ich an der 
Max-Eyth-Schule in Dreieich. Da-

mit habe ich die Entwicklung des 
Haus des Lebenslangen  Lernens 
(HLL) von Anfang an mitbekommen.  
Deshalb ein persönlicher Rückblick. 

Ausgangspunkt der HC-Idee war 
ein Besuch unseres Schulleiters 

Herrn Schwarz zusammen mit Land-
rat Walter in Wisconsin. Laut Aussage 
von Herrn Schwarz sind beide Perso-
nen samstags über den Parkplatz des 
Technical Colleges in Rapids gegan-
gen. Herr Walter war darüber erstaunt, 
dass samstags der Parkplatz des Col-
leges ziemlich ausgelastet war. Herr 
Schwarz sagte daraufhin zu Herrn 
Walter, das kannst Du auch haben. 
Diese kleine Entstehungsgeschichte 
zeigt, dass es bei der HC-Idee von Be-
ginn an nicht um Pädagogik und Bil-
dung, sondern um Auslastung, Syner-
gie und optimale betriebswirtschaftli-
che Führung einer Schule ging.

Auslastung und Synergie ist prin-
zipiell nichts Schlechtes, da wir 

alle mit knappen Mitteln auskommen 
müssen. Leider wurde dabei m.E. ver-
gessen, die Bedingungen zu reflektie-
ren, unter denen die TCs in den USA 
arbeiten. Es handelt sich um ein völ-
lig anders geartetes Schulsystem. Ein 
Schulsystem, das auf privater Basis fi-
nanziert und wie ein Unternehmen ge-
führt wird. Die Berufsausbildung ist 
modularisiert, d.h. berufliche Inhalte 
werden in einzelnen Kursen vermit-

telt. Eine solche Berufsausbildung hat 
mit unserem breit angelegten System 
der dualen Berufsbildung wenig Ge-
meinsamkeiten. Außerdem gibt es bei 
uns eine Vielzahl von weiteren staat-
lichen und privaten Bildungsträgern 
wie Abendrealschule, Abendgymnasi-
um, Volkshochschulen, Industrie- und 
Handelskammern, gewerkschaftliche 
Bildungseinrichtungen. Gerade die 
Volkshochschulen bieten ein umfang-
reiches Programm an, das nur zum 
Teil etwas mit Berufsausbildung zu 
tun hat, angefangen von Philosophie- 
bis hin zu Yogakursen. Das vollstän-
dige Übernehmen des amerikanischen 
Systems würde einen grundlegen-
den Wandel in der beruflichen Schul-
landschaft bedeuten. Über eine solch 
grundlegende Veränderung müsste erst 
ein gesellschaftlicher Diskurs erfolgen, 
in dem m. E. die folgenden Fragen ge-
klärt werden sollten bzw. müssten:

XX		 Soll es eine gemeinsame Schul-
leitung für alle Schulformen und 
Kurse geben?

XX		 Sollen die HCs volle Personalkom-
petenz erhalten?

XX		 In welcher Rechtsform soll eine 
solche Schule geführt werden?

XX		 Wie erfolgt die Integration der frei-
en Bildungsträger in das System?

XX		 Welche rechtliche Stellung haben 
die Lehrerinnen und Lehrer (Be-
amte, Angestellte, freie Mitarbei-
ter)?

XX		 Wie ist die Entlohnung geregelt?
XX		 Arbeitszeit?
XX		 Qualifikation?
XX		 Sponsoring?
XX		 Bedeutet dieses System die Auflö-

sung der dualen Ausbildung?
XX		 Gibt es dann noch einen staatli-

chen Bildungsauftrag? usw. 

Wo bleibt das Positive? 

XX		 Wir haben mit dem Haus des Le-
benslangen Lernens ein modernes, 
helles Schulgebäude bekommen.

XX		 Das HLL ist sehr gut ausgestattet 
(500 Computer, gut ausgestattete 
naturwissenschaftliche Räume).

XX		 Alle Klassenräume haben Acti-
ve-Boards, die eine Vielzahl von 
neuen Darstellungsformen ermög-
lichen. Außerdem ist das Inter-
net jederzeit verfügbar, so dass der 
Unterricht an Aktualität gewinnen 
kann.

XX		 Durch Sozialarbeiter/innen und So-
zialpädagogen/innen wird im HLL 
Lebens- und Schullaufbahnbera-
tung angeboten. 

XX		 Im Selbstlernzentrum, das mit vie-
len PCs und Beamern ausgestattet 
ist, können die Schülerinnen und 
Schüler ihre Hausaufgaben ma-
chen, Referate und Präsentationen 
vorbereiten.

XX		 Die Toiletten sind sauber.
XX		 Die Wartung der Computeraus-

stattung wird durch den Kreis Of-
fenbach durchgeführt, so dass die 
Kolleginnen und Kollegen mit der 
Computerwartung nichts mehr zu 
tun haben.

Neben all diesem Positiven muss 
allerdings festgehalten werden, 

dass die Synergieeffekte nicht so groß 
sind, wie ursprünglich gedacht. Ganz 
problematisch ist, dass in den nächs-
ten 25 Jahren der Kreis durch die Aus-
gaben für das HLL nur noch geringe 
finanzielle Spielräume besitzt.

Thaddäus Matheis, Lehrer an der 
Max-Eyth-Schule, Dreieich. 

Im vorletzten iNSIDER kamen das HKM und die wissenschaftliche Begleitung zu 
Wort. Im letzten iNSIDER gab es Kommentierungen aus gewerkschaftlicher Sicht 
und aus dem Blick einer HC-Leiterin. In dieser Ausgabe nehmen zwei Berufs-
schullehrer Stellung aus schulischer Sicht.



12   insider

Hessencampus - Alles nur ein grosser Irrtum? 
Eindrücke eines Abteilungsleiters 
einer Beruflichen Schule 

Unsere  Schule (Anmerkung: Wenn 
ich im Text von „wir“ bzw. „uns“ 

sprechen, dann möchte ich damit aus-
drücken, dass Schulleitung und Lehr-
kräfte ähnliche Überzeugungen hat-
ten.) – die Beruflichen Schulen Bebra 

– war von Anfang an am Prozess des 
ZLL, später HESSENCAMPUS betei-
ligt und beendete mit Dezember 2013 
die Mitwirkung. Der HESSENCAM-
PUS Hersfeld-Rotenburg löste sich auf. 
Soweit – so schlecht. Es soll an dieser 
Stelle bilanziert werden, was die Grün-
de für das Scheitern dieses Modells 
aus meiner Perspektive waren. 

Die Ausgangslage

Die Beruflichen Schulen Bebra ar-
beiten seit vielen Jahren im Netz-

werk mit schulischen und außerschuli-
schen Partnern. Einige Kollegen waren 
sehr engagiert im Projekt „Lernende 
Regionen“. Die Akzeptanz dieser Ar-
beit war auch deswegen hoch, da die 
Ergebnisse sichtbar in unterrichtliche 
und außerunterrichtliche Bereiche un-
serer Schule flossen. In einem schul-
formübergreifenden Projekt erstellte 
unsere Schule eine Präsentationswand 
zum Hessentag, die inhaltliche Arbeit 
zu regenerativen Energieformen wurde 
in der Schule etabliert und finanziell 
unterfüttert. 

Als die Zentren Lebensbegleitenden 
Lernens (ZLL), später HESSENCAM-
PUS – auf den Weg gebracht wurden, 
war das Kollegium natürlich bereit, 
sich aktiv einzubringen. Der erste „Ge-
burtsfehler“ des ZLL – Projekts in un-
serem Bereich war jedoch, die gewach-
senen Strukturen der „Lernenden Re-
gionen“ durch neue Zuschnitte der Re-
gion und der politischen Verantwor-
tung zu zerstören. Sehr schnell war 
klar, dass  in unserer Region keine der 

beteiligten Institutionen (Schule für 
Erwachsene, Berufliche Schulen, VHS, 
Internationaler Bund) ein Interesse an 
einer „betriebsförmigen“ Zusammen-
arbeit hatte. Die Vorgaben aus dem 
HKM lauteten jedoch, dass nur bei 
Unterzeichnung der vorgelegten Ver-
einbarung eine Förderung möglich ist. 

Da diese Vorbehalte auch in ande-
ren Regionen lange diskutiert und auf 
Landesebene keine wirklichen Fort-
schritte sichtbar wurden, entschieden 
wir uns als Schule einfach den prag-
matischen Weg zu gehen, d.h. prak-
tische Projektvorschläge im Rahmen 
des HC auf den Weg zu bringen und 
die sich hier ergebenden Fördermög-
lichkeiten  für pädagogische Arbeit zu 
nutzen. 

Die praktische Arbeit

Wie im Projekt „Lernende Regio-
nen“ entwickelten wir im Rah-

men von schulischen und außerschuli-
schen Netzwerken zum Beispiel didak-
tische Modelle zur Vermittlung von 
allgemeinen Kenntnissen und zum 
Verständnis von Nachhaltigkeit und 
regenerativen Energieformen  (LU-
MISOL-Projekt). Zusätzlich entwickel-
ten wir ein Angebot zur beruflichen 
Weiterbildung im Bereich Umwelt-
technik im Bereich der Fachschule für 
Technik. In Kooperation mit der Schu-
le für Erwachsene boten wir deren Ler-
nenden im Realschulkurs Praxisunter-
richt in Wirtschaft und Verwaltung an, 
um damit deren Einstiegsmöglichkei-
ten in die Arbeitswelt zu verbessern. 

Bezogen auf neue Lehr- und Lern-
formen beteiligten wir uns an der Ent-
wicklung von distance-learning oder 
blended learning – Konzepten, um zu 
prüfen, welche Potenziale diese techni-
schen Möglichkeiten für die Erwach-
senenbildung im ländlichen Raum ha-
ben. 

Auch bezogen auf die Bildungsbe-

ratung haben wir uns engagiert, z.B. 
durch die Organisation  eines Bera-
tungstages verschiedener Träger und 
Institutionen in den Räumlichkeiten 
unserer Schule oder durch die gemein-
same Teilnahme aller HC-Institutio-
nen beim regionalen Berufe- und Aus-
bildungsmarkt in Bad Hersfeld. 

Wir waren als Schule in den Hand-
lungsfeldern vertreten, haben versucht, 
praktische Schritte zur inhaltlichen 
und methodischen Verbesserung von 
Unterricht bzw. von schulischem Um-
feld anzugehen. Mit den Ergebnissen 
dieser Arbeit konnten wir zufrieden 
sein. Dabei haben uns insbesondere 
auch die Projektfördermittel geholfen, 
Angebote zu finanzieren, die aus den 
unserer Schule zur Verfügung stehen-
den Mitteln nicht angeschafft werden 
konnten. 

Was hat gestört?

Ärgerlich war für alle Beteilig-
ten das ausufernde Berichtswe-

sen. Der bekannte Satz „Die Sau wird 
durch Wiegen nicht fetter“ stimmte 
auch hier. Indem Ganzjahresplanun-
gen mit erwarteten Teilnehmerzahlen 
vorgelegt wurden, die zumeist jedoch 
erst ab Mai des jeweiligen Jahres wirk-
sam werden konnten und anschlie-
ßend Berichte mit Kennzahlen abgege-
ben werden mussten, waren wir zwar 
beschäftigt, jedoch nicht mit der pä-
dagogischen Umsetzung. Zu den Ne-
gativpunkten gehörte auch die wis-
senschaftliche Begleitung durch ein 
Dortmunder Institut (SFS). Die Kol-
legen haben sicherlich ihre Arbeit or-
dentlich gemacht. Es war jedoch nur 
schwer nachvollziehbar, warum unser 
HC „ganz freiwillig“ mit der SFS ei-
nen Beratervertrag abschließen muss-
te – bezahlt aus unserem regionalen 
Jahresetat.  

Aufgrund dieser Erfahrungen war 
es für mich durchaus nachvollzieh-
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bar, dass im Prozess der Umstrukturie-
rung des HC mit der Hauptverantwor-
tung (und Finanzierung) durch den 
Landkreis unser Kreis nicht nur ver-
waltungsjuristische Fragen, sondern 
auch die Sinnfrage stellte. Und ehrli-
cherweise war es schwierig, die Kreis-
gremien, die unter der Finanzaufsicht 
des RP standen, davon zu überzeugen, 
dass sie Gelder für eine Landesaufgabe 
übernehmen, wenn der zu erwartende 
finanzielle Nutzen im Kreis nicht er-
kennbar ist. Netzwerkarbeit und För-
derung pädagogischer Konzepte wäre 
auch aus der Sicht des Kreises eine 
sinnvolle Arbeit, sie gehören jedoch 
nicht zu den originären Aufgaben der 
Kreisverwaltung. Trotz zahlreicher Ge-

spräche zwischen dem Landkreis und 
dem HKM kam es zu keiner Verstän-
digung, vielleicht auch deswegen, weil 
die eigentlichen Träger der Arbeit, die 
pädagogischen Einrichtungen und Ak-
teure nur als „Beobachter“ präsent wa-
ren. Der Kreis verweigerte die Unter-
schrift unter der „Regionalen Koope-
rationsvereinbarung“, das Land stellte 
die Förderung ein.  

 Was bedeutet das nun für 
die Beruflichen Schulen 

Bebra? 

Für uns verändert sich dadurch we-
nig. Wir arbeiten im gleichen Sin-

ne weiter, knüpfen Netzwerke mit 

schulischen und außerschulischen 
Partnern, setzen kreative Projektide-
en zur Verbesserung des Unterrichts 
um und entwickeln an unserer Schu-
le ein Qualitätsmanagement, das unse-
ren Bedürfnissen entspricht. Wir ma-
chen das nun ohne die (immer weiter 
gekürzten) Mittel des HC und auch 
ohne den Status einer „selbstständigen 
beruflichen Schule“ – wir machen es, 
weil wir es für sinnvoll erachten. Soll-
te es zukünftig ein neues Projekt  (mit 
Projektfördermitteln) zur Netzwerk
arbeit geben, werden wir uns sicher-
lich daran beteiligen, aber wir werden 
nicht darauf warten. 

Dr. Ulrich Schneider
Abteilungsleiter

Koalitionsvereinbarung CDU/GRÜNE Hessen – Lehrerbildung

VI. Lehrerbildung: Schlüssel 
für gute Schulen

Lehrerinnen und Lehrer sind mit 
anspruchsvollen pädagogischen 

Aufgaben und gestiegenen gesell-
schaftlichen Anforderungen konfron-
tiert. Lehrkräfte sind Begleiter, Initia-
toren und Moderatoren von Lernpro-
zessen und sind darüber hinaus im 
Schulalltag in vielfältigen pädagogi-
schen Fragen gefordert. Daher hat für 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN die Lehrerbildung großes Ge-
wicht. Deswegen werden wir die Aus-, 
Fort- und Weiterbildung von Lehrerin-
nen und Lehrern in Hessen reformie-
ren. Dazu gehört auch ein breit ange-
legter Dialog über die Ausgestaltung 
des universitären Teils der Lehreraus-
bildung (1. Phase). 

Das Staatsexamen und das Refe-
rendariat in der Lehrerausbildung wol-
len wir beibehalten. Damit die Wahl 
des Lehrerberufs auf der Basis einer re-
alistischen Einschätzung der Anfor-
derungen des Lehrerberufes erfolgt, 
unterstützen wir für Lehramtsstudie-
rende die Einführung eignungsdiag-

nostischer Feststellungsverfahren zum 
Zweck einer freiwilligen Selbstüber-
prüfung der Studien- und Berufswahl. 
Die Koalition bekennt sich grundsätz-
lich zur Einführung eines Praxissemes-
ters, das auf eine Stärkung des Bezugs 
zur Schulpraxis bei den Studierenden 
zielt und ihnen ein frühzeitiges Ken-
nenlernen des gesamten Tätigkeitsfel-
des Schule unter professioneller Beglei-
tung ermöglicht. Gleichzeitig sollen 
dessen konzeptionelle und organisato-

rische Grundlagen noch vor Start des 
Praxissemesters zum Wintersemester 
2015/2016 überarbeitet und optimiert 
werden.

Die Fort- und Weiterbildungsan-
gebote für Lehrkräfte wollen wir un-
ter verstärkter Einbeziehung von 
Best-Practice-Modellen ausbauen und 
deren Qualität optimieren. Schullei-
tungen werden wir gezielt auf ihre her-
ausfordernden Tätigkeiten vorbereiten 
und sie dabei unterstützen.
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hprll
Vor Jahresende mussten noch einige 

Verordnungen verlängert bzw. neu 
gestaltet werden. Dabei ging es um 
Aufsicht, Gestaltung des Schulverhält-
nisses und Verlässliche Schule. Nach-
dem zuletzt das Landesschulamt und 
Beförderungen ‚verdienter‘ Mitarbeite-
rInnen das Hauptarbeitsfeld des HKM 
waren, wurde dies Ende November 
aufgrund der politischen Konstellatio-
nen und der Berichte in der Presse ge-
stoppt. Auch Beförderungen wurden 
ausgesetzt. Am intensivsten war die 
Auseinandersetzung zu Unterrichtsun-
terstützender Sozialpädagogischer För-
derung. (USF). Darüber hinaus wur-
den zu RSBS, SES/SBS und Umgang 
mit der nichtgebundenen Zuweisung 
(Stichwort 105%) Klarstellungen vor-
genommen und für die Schulleiterin-
nen und Schulleiter der selbstständi-
gen Schulen zusätzliche Kompeten-
zen und Aufgaben festgelegt. 

Stellenzuweisung

Was im Personalrat noch nicht an-
gesprochen wurde, ist die Re-

form der Stellenzuweisung für Beruf-
liche Schulen. Der GEW-Landesvor-
stand fordert eine Überarbeitung der 
Zuweisung, die die Bedürfnisse der 
ländlichen Region genauso berück-
sichtigt wie die Bedürfnisse in Bal-
lungsgebieten, insbesondere in Be-
zug auf Klassenmindestwerte und –
höchstgrenzen. 

USF

Mit diesem Erlass soll es al-
len Schulen ermöglicht wer-

den, die Hälfte der nichtgebunde-
nen Zuweisung und die Zuweisung 
nach Sozialindex für die unbefristete 
Einstellung von Sozialpädagogischen 
Fachkräften zu nutzen. Dies wurde 
vom HPRLL ausdrücklich begrüßt. 
Vor den Weihnachtsferien war das 
Verfahren noch nicht abgeschlossen. 
Im Januar wird die Einigungsstelle 
darüber beraten. Hauptstreitpunkt 
sind die Festlegungen zur Arbeitszeit 
dieser neuen KollegInnen. Das HKM 
will, dass sie ihre gesamte Arbeitszeit 
als Präsenzzeit an der Schule ableis-
ten und auch in den Ferien mit Schü-
lerInnen arbeiten. Der HPRLL for-
derte, dass die Pflichtstundenverord-
nung gilt. Auch diese Kolleginnen 
und KollegInnen brauchen Zeiten für 
Vor- und Nachbereitung und es feh-
len entsprechende Arbeitsplätze an 
Schulen. Wie die Einigungsstelle ent-
scheidet und wie die neue Hausspitze 
sich dazu verhält und somit der end-
gültige Erlass aussieht, kann erst im 
nächsten iNSIDER berichtet werden.

RSBS

Dies betrifft nur 3 Schulen. Hier 
hat das HKM einiges klar ge-

stellt. Die RSBS können nach den 
vorliegenden Satzungen keine kosten-
pflichtigen Angebote machen. Das 
anstaltseigene Personal darf nicht un-
terrichten. Dies dürfen nur Beschäf-
tigte des Landes. Was noch bleibt, ist 
die Verlagerung der Entscheidungs-
kompetenzen von den bisherigen 
schulischen Gremien Gesamtkon-
ferenz und Schulkonferenz auf den 
Verwaltungsrat der Anstalt, der vom 

Schulträger dominiert wird.

SES/SBS

Im November ging ein Schreiben 
mit einer Matrix an alle Schu-

len. Darin sind die Kompetenzen 
der Schulen differenziert nach Nicht 
Kleines Budget, Kleines Budget und 
SES/SBS beschrieben. Diese kann 
unter r.becker.gew@gmx.de per 
Email angefordert werden.

Kurz vor Weihnachten wurde die 
Anordnung über Zuständigkeiten in 
arbeitsrechtlichen Personalangelegen-
heiten geändert. Danach können die 
Schulleiterinnen und Schulleiter be-
fristete Vertretungsverträge und Ver-
träge für den „Fachkundeunterricht“ 
unterschreiben. Mit „Fachkundeun-
terricht“ ist der Unterricht im Beruf-
lichen Bereich der Teilzeitberufsschu-
le gemeint. 

Umgang mit 105%

Auch hierzu ging eine FAQ-Liste 
Ende November über die Schul

ämter an alle Schulen. Darin wird 
festgelegt, was mit der nicht gebunde-
nen Zuweisung möglich ist und wer 
darüber entscheidet. Das HKM hat 
hier im Wesentlichen die Argumen-
tation des HPRLL übernommen. Da-
nach entscheidet die Schulkonferenz 
über das, was mit den Stellenanteilen 
gemacht werden soll und die Schul-
leitung unter Beteiligung des Schul-
personalrats, wie dies umgesetzt wer-
den soll. Die FAQ-Liste kann unter r.
becker.gew@gmx.de per Email an-
gefordert werden.	 		 Ralf Becker

mailto:r.becker.gew@gmx.de
mailto:r.becker.gew@gmx.de
mailto:r.becker.gew@gmx.de
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Entwicklung der Schüler/innenzahlen 
an berufsbildenden Schulen

Im Mai 2013 legte die Kultusministerkonferenz ihre Pro-
gnose der Entwicklung der Schüler/innenzahlen an be-

rufsbildenden Schulen bis 2025 vor. Diese Zahlen sind 
eine wichtige Grundlage für die Berufsbildungspolitik der 
nächsten Jahre.

Entwicklung auf Bundesebene

Die Gesamtzahl der Schüler/innen an berufsbildenden 
Schulen in Deutschland soll um 16 % gegenüber dem 

jetzigen Schuljahr sinken, nachdem bereits in den vergan-
genen vier Jahren ein Rückgang um 8 % festzustellen war. 
Dabei zeichnet sich in den Stadtstaaten, den alten und den 
neuen Bundesländern eine grundlegend verschiedene Ent-
wicklung ab. Während in den Stadtstaaten die Zahl nahe-
zu konstant verläuft, haben die neuen Bundesländer nach 
einem Rückgang um 36 % in den letzten 4 Jahren die 

„Talsohle“ durchschritten und können mit leicht steigenden 
Schüler/innenzahlen rechnen. Ganz anders hingegen ver-
läuft die Entwicklung in den alten Bundesländern: Hier 
wird die Zahl von heute  knapp 2,1 Millionen auf rund 
1,7 Millionen (durchschnittlich 21 %) sinken.

Entwicklung in Hessen

In Hessen werden nach der KMK-Prognose 2025 gegen-
über heute rund 25.000 Schüler/innen weniger an Beruf-

lichen Schulen sein. Dies entspricht einem Rückgang von 
13%. Analog zu den alten Ländern wird es innerhalb des 
Landes unterschiedliche Entwicklungen geben. Während 
die Beruflichen Schulen in den Zentren vergleichbar den 
Stadtstaaten mit relativ konstanten Schüler/innenzahlen 
rechnen können, wird es in den ländlichen Regionen Hes-
sens zu einem massiven Einbruch der Zahlen kommen.

KMK Prognose Berufliche Schulen für Hessen

Jahr Schüler/innen
Messzahlen  
(2013 =100)

2009 195.142 106
2010 190.070 103
2011 191.081 104
2012 185.300 100
2013 184.400 100
2014 183.500 100
2015 182.300 99
2016 180.800 98
2017 178.400 97
2018 175.500 95
2019 172.600 94
2020 169.900 92
2021 167.400 91
2022 165.100 90
2023 163.500 89
2024 161.800 88
2025 160.000 87

Lösungen?!

Es sind Berufsbildungskonzepte in den Regionen zu ent-
wickeln, statt auf Wettbewerb und ruinöse Konkurrenz 

als Steuerungsinstrumente zu setzen.  
 
Gemeinsam mit den betroffenen Akteuren sind Ressour-
cen- und Personalkonzepte zu beschließen und Standort-
fragen zu klären. Um die berufsbildungspolitischen Her-
ausforderungen des demographischen Wandels in den Re-
gionen meistern zu können, muss die „demographische 
Rendite“ im System bleiben.

Quelle (2009-2010): Schüler- u. Ab-
solventenzahlen 2010-2025 - KMK 
Dok_192_Tabellenwerk, August 2011.
xls

Quelle (2011-2025): Schüler- u. Ab-

solventenzahlen 2012-2025 - KMK 

Dok_200_Tabellenwerk, Mai 2013.xls
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neue 
Publikationen

Alfred Riedl 
Didaktik der beruflichen 

Bildung

Berufliche Bildung und ihre Didak-
tik sind eng mit dem Konzept der Be-
rufskompetenz verbunden. Im vor-
liegenden Buch werden berufs- und 
wirtschaftspädagogisch relevan-
te Inhalte  und aktuelle didakti-
sche Fragestellungen aufgegriffen. 
Leitend für die inhaltliche Aus-
wahl sind berufspädagogisch be-
deutsame Entwicklungen wie der 
handlungsorientierte Unterricht 
und das Lernfeldkonzept, grund-
sätzliche Überlegungen zum Be-
ziehungsgefüge von Lehren und 
Lernen, Basisannahmen für die 
Gestaltung von Lehr-Lern-Arran-
gements sowie Bezüge zur Re-
formpädagogik. Methodische 
Großformen in der beruflichen 
Bildung sowie Konzepte zur För-
derung von methodischen, kom-
munikativen und teamorientierten 
Befähigungen runden die Darstel-
lungen ab. 
Franz Steiner Verlag ISBN 978-3-
515-10002-1

Das Gehirn lernt immer 
Hirnforschung und Schule 
Ein Film von Paul Schwarz

Was bedeuten die Erkenntnisse der 
Hirnforschung für die Schule und ei-
nen besseren Unterricht? Wie wich-
tig sind aktive Erfahrungen und 
welche Rolle spielen Aufmerksam-

keit, Emotionen und Bewegung  und 
welche die Lehrenden? Erfolgrei-
ches Lernen durch Vernetzung von 
Gehirnforschung und Schule, dar-
um geht es in diesem 50minütigem 
Film des ZNL TransferZentrum für 
Neurowissenschaften und Lernen 
Ulm. Beispiele aus Bildungseinrich-

tungen zeigen, welche Konsequenzen 
Kindergärten und Schulen aus die-
sem Wissen ziehen können. Die Bot-
schaft des Films lautet: Neurowissen-
schaftliche Erkenntnisse helfen enga-
gierten Bildungseinrichtungen bei der 
erfolgreichen Gestaltung guter Lern-
situationen. Bonusmaterial vertieft 
Einzelaspekte.  
Bezugsadresse: dvd@znl-ulm.de 

Heinz Klippert 
Unterrichtsentwicklung – 

aber wie? 
Erprobte Ansätze und 

Strategien

Das Buch von H. Klippert spiegelt 
drei Jahrzehnte Unterrichtsentwick-
lung – erprobte Ansätze und viele 
Anregungen für eine neue Lehr- und 
Lernkultur. Klipperts Befund: Ge-
lingende Unterrichtsentwicklung 
braucht Unterstützung, Alltagstaug-
lichkeit, Lehrerkooperation, Routine-
bildung, planvolles Innovationsma-
nagement und vielfältige Leistungen 
der Lehrerfortbildung. Zugleich wer-
den mögliche Fallstricke und Fehlein-
schätzungen dargestellt.  
Beltz-Verlag ISBN 978-3-407-25701-7

mailto:dvd@znl-ulm.de
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V ä lk  o mm  e n  t i ll   S v e r i g e !
Für die Beruflichen Schulen Groß- 
Gerau könnte sich eine interessan-
te Partnerschaft nach Schweden ent-
wickeln. Seit kurzer Zeit besteht ne-
ben Emailkontakten auch persönli-
cher Kontakt zwischen den Berufli-
chen Schulen Groß-Gerau (BSGG) 
und der Haganässkolan in Älmhult, 
Südschweden. Älmhult ist größenmä-
ßig mit Groß-Gerau vergleichbar und 
ist geprägt durch den Muttersitz des 
bekannten schwedischen Möbelfabri-
kanten mit dem gelb-blauen Logo.

Der erste Kontakt

Ein erster Besuch aus Schweden 
fand bereits im April 2013 statt. 

Zwei Lehrer waren mit etwa 10 Schü-
lern im eigenen Kleinbus angereist. 

Zwei der schwedischen Schüler absol-
vierten ein Praktikum in der Gastro-
nomie im Maritim Hotel, Darmstadt. 
Die restlichen Schüler blieben an der 
BSGG. Dort betätigten sie sich als „Re-
paraturtrupp“ – überarbeiteten alte 
Sitzbänke, legten neue Sitzgruppen an 
und waren mit viel Spaß bei der Sache. 
So entwickelte sich schnell eine freund-
schaftliche Beziehung zwischen den 
schwedischen und deutschen Schülern. 
Sie gestalteten auch einen Teil ihrer 
Freizeit gemeinsam und unternahmen 
verschiedene Besichtigungstouren.

Folgerichtig wurde vereinbart, um-
gehend einen Gegenbesuch nach 

Schweden zu unternehmen.

Der Vergleich von zwei 
Ausbildungssystemen

Da in Schweden keine einzelnen Be-
rufe wie hierzulande ausgebildet wer-

den sondern branchenweise die Ausbildung 
stattfindet, erhalten die angehenden Hand-
werker zunächst eine Grundausbildung, die  
in der Schule stattfindet. Die Unterschie-
de in der Berufsausbildung wurden auch 
im Unterricht erörtert. Ein Vergleich zwi-
schen dem Dualen Ausbildungssystem in 
der Bundesrepublik und der Berufsausbil-
dung in Schweden zeigte, dass sich die Aus-
bildung in einigen Punkten stark vonein-
ander unterscheidet. Während im Dualen 
Ausbildungssystem hierzulande der Betrieb 
und die Berufsschule Ausbildungsstätten 

sind, sieht die Berufsaus-
bildung in Schweden eine 
zunächst rein schulische 
Ausbildung vor, die einen 
Gesamtüberblick über die 
verschiedenen Berufsbil-
der der Branche vermit-
teln soll (ansatzweise ver-
gleichbar mit unserem 
BzB). In der Abteilung 
Bautechnik beispielswei-
se durchläuft der schwe-
dische Schüler viele ver-

schiedene Zweige seiner Branche als 
„Constructor“. Dies sind beispielswei-
se Maurer, Glaser, Baggerfahrer, Holz-
verarbeitung und Gerüstbau. Erst am 
Ende der dreijährigen Ausbildung fin-
det ein mehrmonatiges Betriebsprakti-
kum statt, um sich letztendlich zu spe-
zialisieren. Ein weiterer Unterschied 
zwischen den Bildungssystemen ist, 
dass in Schweden keine Ausbildungs-
vergütung gezahlt wird. 

Wenn es allerdings um das Um-
setzen praxisgerechter Projekte geht, 
zeigten sich schnell Gemeinsamkei-
ten. So waren bei der praktischen Ar-
beit auf dem Schulgelände der BSGG 

Verständigungsprobleme schnell pas-
sé – die Handwerker, ob Deutsche 
oder Schweden, arbeiteten Hand in 
Hand –Sprachprobleme gab es dann 
nicht mehr.

Vielversprechende Zukunft

Natürlich gilt es, diesen Kontakt zu 
pflegen. So statteten die Lehrer 

Jörg Mootz und Stefan Hirschfelder 
Anfang Oktober einen Gegenbesuch 
ab, erstmal noch ohne Schüler, um 
zunächst die Örtlichkeiten wie mögli-
che Unterkünfte, die Schule und den 
Transfer von Groß-Gerau nach Älm-
hult zu erkunden. Der Besuch erwies 
sich als sehr vielversprechend. Die 
sehr sympathische Aufnahme vor Ort 
und die Haganässkolan selber präsen-
tierten sich als chancenreich für eine zu-
künftige Partnerschaft. 

In einem sehr konstruktiven Ge-
spräch vor Ort zwischen BSGG-Delega-
tion, der Schulleitung und Lehrern der 
Haganässkolan wurden zukunftsweisen-
de Projektideen für eine mögliche Schul-
partnerschaft erörtert. Hierbei wurde 
von beiden Seiten Interesse bekundet, 
eine Schulpartnerschaft einzugehen. 
Der Austausch sieht vor, dass Schüle-
rinnen und Schüler aus verschiedenen 
Branchen der Berufsausbildung an die-
sem Programm teilnehmen können. So 
wurde von Seiten der Schweden auch 
der Wunsch geäußert, dass es schwedi-
schen Schülerinnen und Schülern er-
möglicht werden sollte, in unseren regio-
nalansässigen Betrieben ein Praktikum 
absolvieren zu können, um den ande-
ren Ansatz in Ausbildung und Beruf 
kennen zu lernen.

Aus Sicht der BSGG ergibt sich hier 
eine weitere Möglichkeit, Parolen von 
vereintem Europa durch solche Aus-
landskontakte mit Leben zu füllen 
und das gegenseitige Verständnis wei-
ter zu fördern. 

Stefan Hirschfelder
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Expertengespräch Berufemacher 
Zehn Jahre neugeordnete Metall- und Elektroberufe

Welche Ziele habt Ihr mit der letz-
ten Neuordnung der industriellen Me-
tall- und Elektroberufe vor nunmehr 
zehn Jahren verfolgt?

Drewes: Für die IG Metall stand eine 
wichtige bildungspolitische Zielsetzung 
im Neuordnungsverfahren auf der 
Agenda, nämlich auf Arbeitsprozesse 
bezogene ganzheitliche Berufe. Dieses 
Ziel war keine Selbstverständlichkeit. 
Einige Wissenschaftler und Unterneh
mensvertreter versuchen, die Krise des 
Dualen Systems damit zu erklären, dass 
die mangelnde Flexibilität der Berufs
ausbildung nicht vorhanden sei. Sie 
forcieren immer wieder eine Modu
larisierungsdiskussion. Statt ganz
heitlicher Berufe würden von Auszu
bildenden kleine Module angesam
melt, damit erschließt sich aber nicht 
der Gesamtprozess. Tatsächlich geht 
es ihnen bei der Modularisierung um 
einen Systemwechsel, der letztlich ar-
beits- und lohnpolitisch begründet ist.

Lasst mich zum Thema Modulari-
sierung nochmal nachfragen. Frank, 
wie siehst Du das aktuell, hat sich das 
Thema inzwischen erledigt?

Gerdes: Es gibt auch heute noch 
eine relativ kleine Fraktion, die auf 
breiter Front zurück zum Tayloris-
mus will und das Berufsprinzip da-
bei als hinderlich ansieht. Eine auf 

dem ersten Blick höhere Flexibilität 
durch Module oder Bausteine in Be-
rufsbeschreibungen entpuppt sich 
aber schnell als schlechte Grundlage 
für eine wirklich individuelle betriebs-
nahe flexible Ausbildungsplanung 
und schafft alles andere als flexible 
Arbeitskräfte. Die IG Metall steht da-
gegen für eine duale Berufsausbildung, 
die den Auszubildenden das Erlernen 
eines zukunftsorientierten Berufes 
und den Unternehmen die erforder-
liche Flexibilität ermöglicht. Ein Ver-
ständnis von Geschäfts- und Arbeits-
prozessen sowie eine Grundlage für ei-
nen tatsächlichen lebenslangen Lern-
prozess sind dabei unabdingbar.

Zurück zum Konzept der Neuord-
nung von 2003. Was war das neue?

Drewes: Das wesentlich Neue war 
der Erwerb der Kompetenz, selbstän-
dig in betrieblichen Prozessen zu agie-
ren, also die Prozessorientierung. Die 
Schneidung der Berufe musste auch 
auf der Basis von Prozessstrukturen 
erfolgen und nicht nur - wie in den 
Vorläuferberufen - auf Technikberei-
chen beruhen. Die oftmals geäußerte 
Meinung, man könne die Berufe auf 
Grund identischer Technikausprägun-
gen einfach zusammenfassen oder gar 
auf zwei Jahre reduzieren war und ist 
naiv - sie berücksichtigt nicht die un-
terschiedlichen Arbeitsprozesse und 

-strukturen in den Betrieben.

Neben einer kompetenz- und pro-
zessorientierten Beschreibung hat 
sich auch die Prüfung verändert. Das 
ist nur konsequent. Claus, kannst 
Du uns kurz beschreiben, was Ihr ge-
macht habt?

Drewes: Entsprechend der ange-
strebten Prozessorientierung wurde die 
Prüfungsform „Betrieblicher Auftrag“ 
zur Prüfung der „Prozesskompetenz“ 
vorgegeben. Während des Neuord-
nungsprozesses gab es einen Eklat: Ein 
Teil der AG-Verbände (BDA, DIHK) 
und AG-Sachverständigen lehnte die 
jeweils von höchster Stelle unterschrie-
bene Rahmenvereinbarung plötzlich 
ab. Festgemacht wurde dies an dem 
betrieblichen Auftrag, der als Prü-
fungsform abgelehnt wurde. Die PAL 
als Aufgabenerstellungsinstitution der 
IHKn sah ihre „Felle“ davonschwim-
men. Es gab aber auch andere Gründe - 
bei vielen Betrieben stand die Lehrwerk-
statt im Mittelpunkt der Ausbildung 
und nicht etwa der betriebliche Arbeits-
prozess. Nach fast einjähriger „Nachver-
handlung“ konnten sich die Sozialver-
tragsparteien auf einen Kompromiss für 
die Konstruktion der Abschlussprüfung 
in Teil 2 im Sinne eines sogenannten 

„Variantenmodells“ verständigen.

Haben sich das Variantenmodell 
und insbesondere der Betriebliche 
Auftrag als Prüfungsform bewährt?

Vor nunmehr zehn Jahren wurden die industriellen Metall- und Elek
troberufe neugeordnet. Prozess- und Kompetenzorientierung mit Lern-
feldlehrplänen, betrieblicher Auftrag, gestreckte Abschlussprüfung 
waren bedeutende Neuerungen. Wie sind sie in der Praxis angekom-
men? Zeichnen sich weitere Schritte ab? Wir dokumentieren das Ge-
spräch zwischen zwei Neuordnungspolitikern unterschiedlicher Gene-
rationen der IG Metall. Frank Gerdes (44), aktuell für die Berufe beim 
Bundesvorstand der IGM verantwortlich und Claus Drewes (65), bis 
zu seinem Ruhestand verantwortlich.
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Drewes: Die Variantenlösung sieht 
vor, die Betriebe können zwischen 
zwei Varianten, die das gleiche prü-
fen sollen, wählen, zwischen Betriebli-
chen Auftrag und Praktische Aufgabe. 
Der betriebliche Auftrag soll die „pro-
zessrelevanten Qualifikationen“ prü-
fen, d.h. das Agieren des Prüflings in 
betrieblichen Prozessen in realen Be-
triebssituationen, die durch Unwägbar-
keiten, fehlerhafte Abläufe und Stö-
rungen gekennzeichnet sein können. 
So soll geprüft werden, welche Pro-
blemlösungen der Prüfling auswählt, 
wie er Abläufe plant und abstimmt, 
wie er Fehler und Mängel in den Pro-
zessen sucht und behebt. Die Prak-
tische Aufgabe ist eine Einheitsprü-
fung, die in einer Lehrwerkstatt durch-
geführt wird. Es handelt sich um eine 
technikzentrierte Arbeitsprobe, bei der 
die Durchführung beobachtet wird. 
Jetzt - nach etlichen Jahren der Erfah-
rung mit der Variantenlösung - kann 
gesagt werden: die Variantenlösung ist 
eine Mogelpackung, denn es werden 
ganz unterschiedliche Qualifikationen 
geprüft. Oder noch schlimmer, im 
praktischen Prüfungsvollzug werden 
die Ziele der praktischen Prüfung 
dem betrieblichen Auftrag „überge-
stülpt“.

Gerdes: Wir starten zusammen 
mit den IHKn in NRW und mit 
wissenschaftlicher Begleitung vom 
Institut Technik und Bildung der 
UNI Bremen gerade ein Projekt, um 
den Betrieblichen Auftrag weiter zu 
entwickeln. Dabei werden wir auch 
schauen, wie die Durchführung der 
Prüfungsformen Betrieblicher Auf-
trag und Praktische Aufgabe in der 
Praxis ablaufen und wie diese verbes-
sert werden können. 

Wo seht Ihr für die Zukunft Hand-
lungsbedarf?

Gerdes: Aktuell läuft beim Bun-
desinstitut für Berufsbildung eine Be-
rufsfeldanalyse der Elektroberufe. Hier 

überprüfen wir die Schneidung der Be-
rufe, ob etwas zusammengefasst wer-
den kann und in wie weit die vorhande-
nen Berufsbeschreibungen und Inhalte 
der Ausbildungsrahmenpläne noch pra-
xistauglich sind. Ein Ziel hier könnte 
auch eine Vorbereitung einer zukünfti-
gen Neuordnung in dem Feld sein.  

Nach der Neuordnung 2003 wur-
den inzwischen weitere zweijährige 
Metall- und Elektroberufe gegen das 
Arbeitnehmervotum geschaffen. Wie 
beurteilt ihr das?

Drewes: Ohne ZVEI- der sich al-
lerdings auch nicht dagegen politisch 
wehrte - und IG Metall wurde der In-
dustrieelektriker/in erarbeitet und ver-
ordnet - ein zweijähriger Beruf. Für 
die IG Metall sind zweijährige, nur 
auf eng bestimmte Tätigkeitsmerkma-
le zugeschnittene Schmalspurberufe 
völlig ungeeignet, um Jugendliche auf 
eine komplexe Arbeitswelt vorzube-
reiten. Die Argumentationen der IG 
Metall wurden im Übrigen durch ent-
sprechende Gutachten unterstützt, das 

Wirtschaftsministerium als Verord-
nungsgeber kümmerte das gar nicht, 
ganz im Gegenteil. So wurde abermals 
das Konsensprinzip vom Verordnungs-
geber zu Lasten der Arbeitnehmer-
bank ausgehebelt.

Gerdes: Gleiches gibt es inzwi-
schen im Metallbereich mit dem Ma-

schinen- und Anlagenführer und der 
Fachkraft für Metalltechnik.  Begrün-
det wird die Einführung dieser Beru-
fe mit der angeblich mangelnden Aus-
bildungsreife der Jugendlichen - als ob 
man Defizite in der Vorbildung durch 
kürzere Lernzeiten und weniger Be-
rufserfahrung besser ausgleichen könn-
te als durch längere Ausbildungszeiten. 
Leider war und ist die tarifliche Ein-
gruppierung in der ME-Industrie ge-
koppelt mit der Ausbildungsdauer - da-
her der Druck von Gesamtmetall auf 
zweijährige Berufe. Hier wird auch 
deutlich, dass die Ministerien den Ar-
beitgebern sehr nahe stehen.

Sind die industriellen Metall- und 
Elektroberufe im Kern noch up to 
date? Ist eine Neuordnung absehbar?

Gerdes: Der Beruf des Mechatro-
nikers ist eigentlich in einem Stadium, 
um über eine Neuordnung nachzu-
denken. Bei den Inhalten gibt es schon 
Änderungsbedarf. Einerseits liegt das 
an dem technologischen Wandel, an-
dererseits auch an den speziellen Be-

darfen neuer Branchen wie zum Bei-
spiel der Windkraft. Auch hat die 
Evaluierung des BIBB Defizite auf-
gezeigt, die unbedingt angegangen 
werden müssen, insbesondere auch 
bei der Auswahl, Durchführung 
und Bewertung der betrieblichen 
Aufträge. Im Moment läuft im BIBB 
eine Berufsfeldanalyse der Elekt-
roberufe, in der der Mechatroniker 
mit einbezogen ist. Die Ergebnisse 
dieser Analyse werden wir jetzt erst 
mal abwarten. Die Berufe sind, be-
trachtet man die Ausbildungszahlen, 
ein Erfolgsmodell. Ob sich die ext-

rem offenen Formulierungen bewährt 
haben, ob die Zeitrahmen praktika-
bel und handhabbar für die Ausbil-
dungsplanung der Bertriebe sind und 
ob eine 70-seitige Verordnung noch 
gelesen wird sind Fragen, auf die die 
IG Metall mit ihren betrieblichen Be-
rufsexperten in den nächsten Jahren 
Antworten finden muss.
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Globales Lernen als Chance für Berufsschulen 
Erfahrungen und Angebote des Entwicklungspolitischen Bildungs- und Informationszentrums Berlin (EPIZ)

Ereignisse wie als Rindfleisch ver-
kauftes Pferdefleisch (2013), der 

katastrophale Einsturz einer Textilfa-
brik in Bangladesch (2013) oder die 
Selbstmordserie beim iPhone-Her-
steller Foxconn in China (2010) füh-
ren uns beständig vor Augen, dass die 
Herstellungsketten der von uns ge-
kauften Produkte global sind und öko-
logische wie soziale Kriterien entlang 
der Wertschöpfungskette oftmals nur 
eine geringe Bedeutung haben. Medi-
ale Debatten werden vor allem in den 
Bereichen Lebensmittel, Bekleidung 
und Kommunikationselektronik ge-
führt und Forderungen nach Mindest-
standards und unternehmerischer Ver-
antwortung hierzu geäußert.

Dass diese Debatten bereits für jun-
ge Menschen ein wichtiges Thema 
sind, zeigt u.a. die Bertelsmann-Studie 

„Jugend und die Zukunft der Welt.“1 
Dreiviertel der Jugendlichen im Alter 
von 14-18 Jahren gaben an, sich Sor-
gen über die Zukunft der Welt in 20 
Jahren zu machen.

Aber auch für Betriebe wird die 
Auseinandersetzung mit ihrer sozialen 
und ökologischen Verantwortung zu-
nehmend wichtiger: Studien der 
letzten Jahre zeigen ein konti-
nuierlich steigendes Interes-
se von Konsument_innen an 
sozial und ökologisch ver-
antwortlich hergestellten Pro-
dukten.2

Um auf die damit entstehen-
de Nachfrage zu reagieren brauchen 
Unternehmen entsprechend qualifi-
zierte Mitarbeiter_innen. In der Ver-
mittlung der dafür benötigten Kompe-
tenzen spielen Berufsschulen naturge-
mäß eine zentrale Rolle. Globales Ler-
nen als pädagogisches Konzept bietet 
didaktische und methodische Ansätze, 
wie Berufsschulen diese Rolle ausfül-
len können.

Globales Lernen als pädago-
gogisches Konzept in der  

beruflichen Bildung

Globales Lernen ist ein pädagogi-
sches Konzept, welches die Ver-

wobenheit und Wechselwirkungen lo-
kaler Tätigkeiten einzelner Menschen, 
Gruppen, Organisationen und Insti-
tutionen mit globalen Effekten zeigen 
will. Damit bietet es ideale Anknüp-
fungspunkte für die Berufliche Bil-
dung:

In fast allen Berufsfeldern wird 
mit Produkten gearbeitet, deren 
Wertschöpfungskette nicht allein in 
Deutschland liegt. Dies macht es ein-
fach, die Betrachtung von technischen 
Eigenschaften von Produkten im 
Fachunterricht um soziale und ökolo-
gische Kriterien zu ergänzen. Werden 
beispielhaft in einer Ausbildung zum 
Koch / zur Köchin die zentralen Nah-
rungsmittel Fisch, Schwein, Rind und 
Geflügel behandelt, so können Fakten 
zur Tierhaltung, Medikamentenein-
satz, Arbeitsbedingung in der Schlach-

tung, die teilweise riesigen Transport-
wege, aber auch Alternativen wie öko-
logisch und regional organisierte Pro-
duktionsformen thematisiert werden.

Ausgangspunkt des globalen Ler-
nens sind dabei die vier Aspekte der 
nachhaltigen Entwicklung (Umwelt, 
Gesellschaft, Politik und Wirtschaft) 
und die Auseinandersetzung mit den 

sich daraus ergebenden Herausforde-
rungen und Chancen. Diese Aspek-
te werden dabei nicht als voneinander 
unabhängige Faktoren gedacht, son-
dern, wie in der Grafik dargestellt, als 
miteinander verwobene Dimensionen 
nachhaltigen Handelns.

Für die Arbeit mit Auszubildenden 
bietet das Modell der vier Dimen-

sionen eine strukturierte Analysemög-
lichkeit, um Ideen für ein nachhalti-
geres und damit zukunftsfähigeres be-
rufliches Handeln zu entwickeln. 

Ein Beispiel für eine solche Analy-
se bietet die Beschäftigung mit Holz 
und Holzwerkstoffen in holzverarbei-
tenden Berufen. Ein Teil des verarbei-
teten Holzes stammt aus nicht-euro-
päischen Kontinenten, wo großflächig 
abgeholzt wird. Dies bedroht sowohl 
die Natur als auch die Lebensgrund-
lage der dort lebenden Menschen. 
Sensibilisiert durch Medienberichte 
steigt bei Konsument_innen vor die-
sem Hintergrund die Nachfrage nach 
Produkten, die sozial und ökologisch 
nachhaltig produziert werden. Für 
Tischler_innen ist es somit relevant, 
über die Herkunft, Herstellungsbedin-
gungen und umweltschonende Alter-

nativen wie heimische Holzsorten 
oder Hölzer und Holzwerkstoffe 
mit anerkannten Nachhaltigkeits-
zertifikaten wie dem FSC-Siegel 
informiert zu sein.

Aber auch die Inhaltsstoffe, die 
Holz und Holzwerkstoffen in 

der Herstellung und in der Weiterver-
arbeitung im Betrieb zugesetzt wer-
den, haben zentrale Bedeutung für 
die Nachhaltigkeit des Endproduktes. 
Durch Auswahl der Ausgangswerkstof-
fe und der Stoffe, die für die Bearbei-
tung des Holzes genutzt werden, ent-
scheiden die Betriebe über die Belas-
tung für Umwelt und Gesundheit so-
wohl in der Verarbeitung im Betrieb 
selbst als auch bei der späteren Nut-
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zung und schließlich der Entsorgung 
durch die Konsument_innen. Sowohl 
aus Eigeninteresse in Bezug auf Ge-
sundheitsschutz im Betrieb als auch 
mit Blick auf die Nachfrage nach ge-
sundheitlich unbedenklichen Möbeln 
sollten Auszubildende im Bereich der 
Holzwirtschaft somit über ökologisch 
und gesundheitlich bedenkliche Stoffe 
und empfehlenswerte Alternativen in-
formiert werden.

Globales Lernen verortet sich vor 
diesem Hintergrund nicht allein als 
Teil des Sozialkundeunterrichts, son-
dern auch des Fachunterrichtes, in 
dem Fragen der Nachhaltigkeit fach-
spezifisch an konkreten Beispielen der 
Werkstoffe, Produkte und Dienstleis-
tungen diskutiert werden können. In 
diesem Sinne hat auch die Kultusmi-
nisterkonferenz die schulische Integ-
ration des Globalen Lernens über den 
Sozialkundeunterricht hinaus emp-
fohlen. 

Die konkrete Umsetzung in 
der Berufsschule

So sinnvoll die berufsspezifische In-
tegration des Globalen Lernens 

in die berufliche Bildung ist, so an-
spruchsvoll ist die individuelle Um-
setzung dieses Zieles für die einzel-
ne Lehrkraft bzw. Schule. Inzwischen 
gibt es jedoch vielfältige Unterstüt-
zung für Lehrer_innen und Schulen.

Viele methodische Ideen und Hin-
tergrundinformationen sind beispiels-
weise auf der Online-Plattform www.
globaleslernen.de zu finden. Die-
se Plattform spiegelt die Vielfalt der 
Organisationen, die inzwischen zum 
Thema Globales Lernen arbeiten. Das 
Entwicklungspolitische Bildungs- und 

Informationszentrum EPIZ, das seit 
15 Jahren einen Schwerpunkt auf Glo-
balem Lernen in der Beruflichen Bil-
dung hat, ist eine davon.

Ein zentraler Teil der Arbeit des 
EPIZ ist dabei die Erstellung von be-
rufsspezifischen Bildungsmateriali-
en, die wir in Kooperation mit beruf-
lichen Schulen erstellen. Inzwischen 
verfügt das EPIZ über 12 verschiedene 
Materialien für zehn verschiedene Be-
rufsgruppen.4 Zu den Materialien bie-
tet das EPIZ dabei auch bundesweit 
Fortbildungen für Lehrer_innen an.

Das größte Potential für die Ein-
bindung des Globalen Lernens in die 
Ausbildung besteht dann, wenn das 
Engagement einzelner Lehrer_innen 
und Fachbereiche gebündelt und un-
terstützt wird durch größere Schulpro-
jekte, fächerübergreifende Integration 
der entsprechenden Themenbereiche 
oder langfristige Schulentwicklungs-
prozesse.

Beispiele aus der Praxis

Beispielhaft führt das Berliner OSZ 
Bürowirtschaft und Dienstleistung 

zu Beginn jedes Ausbildungsjahres ei-
nen „Global Day“ durch. Hier setzen 
sich Schüler_innen inhaltlich mit ih-
rem neuen Beruf, daran anknüpfend 
mit globalen Verstrickungen und allge-
mein mit der vielfältigen Kultur an ih-
rer neuen Schule auseinander5. Es wird 
versucht, nach dieser ersten Themati-
sierung von Nachhaltigkeit und Diver-
sität diese Themen kontinuierlich im 
weiteren Unterricht zu betrachten.

Andere Schulen wie das OSZ Holz-
technik in Berlin verstehen die Aus-
einandersetzung mit Nachhaltigkeit 
als einen längerfristigen Schulprozess, 

den sie mit dem gesamten Kollegium 
und punktueller Unterstützung von au-
ßerschulischen Expert_innen planen.

Diesen Ansatz verfolgt EPIZ-Kon-
zept „Faire Schule“6. In diesem 

Schulentwicklungs-Projekt werden 
Schulen beraten und ausgezeichnet, 
die langfristige Bestrebungen in den 
Bereichen demokratische Schulkultur, 
Umwelt- und Klimaschutz, sowie fai-
rer Umgang mit Menschen rund um 
den Globus entfalten. Mit diesem An-
satz werden lokale und globale Blick-
weisen und Aktivitäten verbunden.

EPIZ bietet interessierten 
Lehrer/innen und Schulen 

Unterstützung

Diese und andere Beispiele zeigen 
das Potential des pädagogischen Kon-
zepts Globales Lernen für die berufli-
che Bildung. Doch noch steht die In-
tegration von Themen globaler sozia-
ler und ökologischer Nachhaltigkeit in 
die berufliche Bildung am Anfang.

Lehrer_innen und Schulen, die 
an ihren Schulen zu diesen The-
men arbeiten oder für ihre Arbeit 
dazu Unterstützung suchen, können 
Materialien, aber auch Beratung und 
Fortbildungen über das EPIZ erhalten.
Kontakt: epiz@epiz-berlin.de, 
www.epiz-berlin.de

Jens Mätschke, Christoph Ernst/
 EPIZ Berlin

1  Repräsentative Umfrage (1007 Befragte) des Instituts TNS Emnid für die Bertels-
mann Stiftung in Deutschland und Österreich 2009 unter dem Titel „Jugend und 
Nachhaltigkeit“: Zu den größten weltweiten Herausforderungen zählen die Jugendli-
chen das Armutsproblem (75 Prozent), Klimawandel und Umweltzerstörung (73 Pro-
zent) sowie den Mangel an Nahrung und Trinkwasser (70 Prozent). Im Mittelfeld ran-
gieren die Verknappung von Rohstoffen (58 Prozent), die Ausbreitung weltweiter Seu-
chen und Krankheiten (53 Prozent), die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen 
(49 Prozent) sowie Krieg und bewaffnete Konflikte (48 Prozent).
 2 Vgl.  beispielsweise die Studie des Umweltbundesamtes „Grüne Produkte in Deutsch-
land“ (http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikatio-

nen/gruene_produkte_bf.pdf )
3 KMK: Orientierungsrahmen für den Lernbereich Globale Entwicklung (2007), S.15: 

„Der Orientierungsrahmen dient dem Ziel, den Lernbereich Globale Entwicklung im 
Rahmen einer Bildung für nachhaltige Entwicklung im Unterricht der allgemeinbil-
denden und berufsbildenden Schulen fächerübergreifend zu verankern.“
4  Es gibt Bildungsmaterialien zu den Berufsgruppen bzw. Themenbereichen Backen, 
Bauen, Blumen, Büro, Erziehung, Gastronomie,  Gesundheit, Holz, Textil Tourismus.
5 siehe Homepage der Schule www.oszbwd.de
6  Siehe www.epiz-berlin.de/?QUIGLS/FaireSchule

http://www.globaleslernen.de
http://www.globaleslernen.de
mailto:epiz@epiz-berlin.de
http://www.epiz-berlin.de
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PIAAC – Ergebnisse und Folgerungen

Gut zehn Jahre nach PISA hat die 
Organisation für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) mit PIAAC, dem „Program-
me for the International Assessment of 
Adult Competencies“ in der erwachse-
nen Bevölkerung Grundkompetenzen 
untersucht, von denen man annimmt, 
dass sie zentral sind für die Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben. Hierzu 
gehören die Lesekompetenz - also das 
Verstehen, Interpretieren und Nutzen 
geschriebener Texte -, die alltagsma-
thematische Kompetenz – alltägliche 
mathematische Informationen bei-
spielsweise aus einer Abbildung abzu-
rufen und zu nutzen - sowie das tech-
nologiebasierte Problemlösen. Unter 

Letzterem wird die Fähigkeit verstan-
den, die neuen Technologien erfolg-
reich für die Suche und Interpretation 
von Informationen zu nutzen. Somit 
soll ein internationaler Vergleich der 
Grundkompetenzen Erwachsener er-
möglicht werden.

Gesamtergebnis

&& 		 Die Lesekompetenz liegt bei Er-
wachsenen in Deutschland knapp 
unter dem OECD-Durchschnitt. 
Während dies für alle Leistungs-
gruppen gilt, ist der Unterschied 
im unteren Leistungsbereich in 
Deutschland besonders auffällig. 
Bei den 25 % Leistungsschwächs-

ten liegt eine besonders hohe Dif-
ferenz zum OECD-Durchschnitt 
vor.

&& 		 Leicht über dem OECD-Durch-
schnitt liegt die alltagsmathema-
tische Kompetenz der Erwachse-
nen in Deutschland, was auf hö-
here Werte im oberen Leistungs-
bereich zurückzuführen ist. 

&& 		 Auch in dem Bereich der techno-
logiebasierten Problemlösekom-
petenz liegen die Erwachsenen 
in Deutschland vergleichbar zum 
OECD-Durchschnitt.

Große Differenzen  
zwischen verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen

XX		 Gruppiert man die Bildungsab-
schlüsse in niedrige, mittlere und 
hohe lassen sich deutliche Kom-
petenzunterschiede (etwa eine 
Kompetenzstufe) zwischen formal 
niedriger und hoher Bildung auf-
weisen. Jeder zusätzliche Bildungs-
abschluss ist mit höheren Kom-
petenzen verbunden. So ist mehr 
als die Hälfte der Personen ohne 
einen Schulabschluss oder mit 
lediglich einem Hauptschulab-
schluss lediglich in der Lage, nur 
sehr einfache Aufgaben zu bewäl-
tigen, was ihre Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt künftig weiter redu-
ziert.

XX		 Auffallend ist für Deutschland 
weiterhin, dass das Kompetenz-
niveau auch im Erwachsenenalter 
stark vom Bildungshintergrund 
der Eltern geprägt ist.

XX		 Erwachsene mit Migrationshin-
tergrund erzielen durchschnitt-
lich geringere Kompetenzwerte 
als diejenigen ohne Migrations-
hintergrund. Vergleicht man dies 
mit klassischen Einwanderungs-
ländern wie Australien oder Kana-
da, liegt die Vermutung nahe, dass 
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auch die Einwanderungspolitik 
die sprachliche Integration und 
somit auch die Kompetenzunter-
schiede beeinflusst.

XX		 Generell weisen die 45- bis 65-Jäh-
rigen in Deutschland geringere 
Grundkompetenzen als die 16- bis 
44-Jährigen auf, was auf die „Bil-
dungsexpansion“ zurückzuführen 
sein dürfte.

Schlussfolgerungen

Diese Ergebnisse überraschen kaum 
– sind wir doch seit PISA an bes-

tenfalls durchschnittlichem Abschnei-
den, verbunden mit einem vergleichs-
weise hohen Zusammenhang zwischen 
der sozialen Herkunft und den Kom-
petenzen der Bildungsteilnehmer/in-
nen gewohnt. Wenn man den interna-
tionalen Vergleichen folgen will, dann 
sollten wir uns gerade nicht damit 
abfinden, einerseits lediglich Durch-
schnittswerte zu erzielen, die ande-

rerseits durch eine in Deutschland 
vergleichsweise hohe Ungleichvertei-
lung letztlich der sozialen Milieus ge-
kennzeichnet ist. Können wir uns da-
mit abfinden, dass ein nicht unerheb-
licher Teil unserer Gesellschaft noch 
nicht einmal die ersten Kompetenz-
stufen erreicht und damit gesellschaft-
lich abgehängt wird? Bestätigen nicht 
die PIAAC-Ergebnisse die Gültigkeit 
des „Matthäus-Prinzips“, wonach die 
Personengruppen mit den schwächs-
ten (stärksten) Kompetenzen zugleich 
auch am wenigsten (häufigsten) an for-
maler Weiterbildung teilnehmen?

Die OECD selbst spricht in einigen 
Handlungsempfehlungen das aus, 

was die GEW längst erkannt hat und 
einfordert:

&& 		 Im PIAAC-Vergleich erfolgreiche 
Länder haben Systeme einer hoch-
wertigen Grundbildung auch für 
Erwachsene geschaffen, die Teil 

eines lebensbegleitenden Lernens 
sind (OECD 2013, S. 13).

&& 		 Die Bedeutung der Weiterbil-
dung für das Individuum ebenso 
wie für die Gesellschaft ist deut-
lich zu machen, die Weiterbildung 
entsprechend auszubauen. Fer-
ner sind auch Lernen und Arbei-
ten miteinander zu verbinden und 
vorhandene Kompetenzen anzuer-
kennen und zu zertifizieren (ebd., 
S. 18).

&& 		 Eine qualitativ hochwertige Bil-
dungs- und Berufsberatung weist 
Ratsuchende auf Angebote hin, 
die für ihre berufliche Laufbahn 
wie auch ihre individuelle Ent-
wicklung von höchster Bedeutung 
sind (ebd., S. 27).

Darüber hinaus sind die Möglich-
keiten, schulische und berufliche 

Abschlüsse nachzuholen, zu erweitern. 
Bund, Länder und Kommunen müs-
sen Programme zur Förderung der In-
tegration Zugewanderter aufstellen. 
Auch hier zeigt sich die Notwendig-
keit, das „Kooperationsverbot“ aufzu-
heben, um in gesamtstaatlicher Ver-
antwortung die gesellschaftlichen Bil-
dungsprobleme zu lösen.

Ansgar Klinger
Referat Berufliche Bildung 
beim GEW Hauptvorstand

Quellen: 

XX	 	OECD (Hg.): Für das Leben ge-
rüstet? Wichtigste Ergebnisse von 
PIAAC. Paris 2013. 
http://skills.oecd.org/SkillsOut-
look_2013_KeyFindings_GER.pdf 

XX		 Rammstedt, Beatrice u.a. (Hg): 
Grundlegende Kompetenzen Er-
wachsener im internationalen Ver-
gleich. Ergebnisse von PIAAC 
2012. Münster (W.) 2013. 
http://www.bmbf.de/pubRD/
PIAAC_Ebook.pdf
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Weiterbildung in gesellschaftlicher 
Verantwortung

Am 30. Juni 1951 beschließt der 
Landtag des Saarlandes das Gesetz 

zur Errichtung einer Arbeitskammer 
im Saarland. Damit erhält die saarlän-
dische Arbeitnehmerschaft eine öf-
fentlich-rechtliche Einrichtung zur 
Vertretung ihrer Interessen in Wirt-
schaft und Politik.

Mitglieder der Arbeitskammer

AK-Mitglieder sind alle im Saar-
land beschäftigten Arbeitnehmer. 

Alle Mitglieder, ausgenommen zur Be-
rufsausbildung Beschäftigte, zahlen 
als Mitgliedsbeitrag 0,15 Prozent ih-
res monatlichen Bruttoarbeitsentgelts. 
Der durchschnittliche Mitgliedsbeitrag 
lag 2007 bei 3,31 Euro pro Monat.

Leistungen der Arbeitskammer

Die Arbeitskammer des Saarlandes 
bietet ihren Mitgliedern Infor-

mationen, Beratung und Bildung und 
forscht für ihre Interessen. Ihr An-
gebot reicht vom persönlichen Bera-
tungsgespräch über schriftliche Infor-
mationen in Form von Merkblättern, 
Broschüren und jährlich mehrfach er-

scheinenden Zeitungen bis hin zu ei-
nem ständig wachsenden online-An-
gebot.

Beratung

Der Schwerpunkt des Serviceange-
bots der Arbeitskammer liegt in 

der Beratung ihrer Mitglieder. Sie kön-
nen sich telefonisch, übers Internet 
oder in einem persönlichen Gespräch 
individuell und kostenfrei beraten las-
sen. Die Fachberater der Arbeitskam-
mer geben Auskunft zu Fragen des Ar-
beits- und Sozialrechts, zur Einkom-
mensteuer sowie zu Bildung und Wei-
terbildung. Zusammen mit dem Deut-
schen Gewerkschaftsbund Saar hat die 
Arbeitskammer außerdem die Bera-
tungsstelle für sozialverträgliche Tech-
nologiegestaltung BEST e.V. eingerich-
tet. BEST unterstützt die Gestaltung 
von Arbeit und Technik in Betrieben 
durch Beratung, Weiterbildung und 
Fachinformation. Schwerpunkt ist da-
bei die Beratung der betrieblichen In-
teressenvertretungen der Arbeitneh-
mer insbesondere beim Einsatz neuer 
Technologien.

Bildung

In Kirkel unterhält die Arbeitskam-
mer seit 1956 ein eigenes Schulungs-

zentrum, das Bildungszentrum Kirkel 
(BZK). Hier werden sowohl Arbeit-
nehmer als auch ihre Interessenvertre-
ter, die Betriebs- und Personalräte ge-
schult.

Die Arbeitskammer kann im Inter-
esse der saarländischen Arbeitnehmer-
schaft außerdem Einrichtungen un-
terstützen, fördern und gründen. In 
dieser Funktion ist sie an weiteren Bil-
dungseinrichtungen wie der Akade-
mie für Arbeit und Sozialwesen des 
Saarlandes (AfAS), der Akademie für 
Betriebs- und Unternehmensführung 
(ABU), dem Berufsförderungswerk 
Saarland GmbH (BFW) und der Ver-
waltungs- und Wirtschafts-Akademie 
Saarland (VWA) beteiligt.

Analysen und Gutachten für 
Politik und Gewerkschaften

Die Arbeitskammer ist gesetzlich 
verpflichtet, jährlich ihren „Be-

richt an die Regierung des Saarlandes“ 
vorzulegen. Er analysiert umfassend 
die wirtschaftliche, ökologische, so-
ziale und kulturelle Lage der Arbeit-
nehmerschaft im Saarland und schlägt 
Maßnahmen zur Verbesserung ihrer 
Situation vor. Zur Politikberatung so-
wie zur Beratung der Gewerkschaften 
arbeitet die Arbeitskammer eng mit 

In der letzten Ausgabe hatte ich im Artikel zu HESSENCAMPUS kritisiert, 
dass zur Förderung der Bildung im Erwachsenenalter große Würfe notwen-
dig sind, die nicht aus der Stellenzuweisung für Schulen finanziert werden 
können, sondern durch eine gesetzlich festgelegte und zusätzliche Finanzie-
rung abgesichert werden müssen. Ein Beispiel für eine umfassendere Rege-
lung der staatlichen Verantwortung für die Bildung im Erwachsenenalter ist 
die schon in der 50er Jahren gesetzlich errichtete Arbeitskammer des Saar-
landes, die hier vorgestellt wird. Ähnliche Institutionen sind die Arbeitskam-
mer Bremen und die Kammer für Arbeiter und Angestellte in Österreich.
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beauftragten Forschungsinstituten so-
wie Einrichtungen der Universität und 
der Fachhochschulen zusammen, de-
ren wissenschaftliche Analysen und 
Erkenntnisse hierbei eine wichtige 
Rolle spielen. 

Aus der Kooperation zwischen der Ar-
beitskammer und der Hochschule für 
Technik und Wirtschaft des Saarlan-
des (HTW) entsteht Mitte der 90er 
Jahre an der HTW das INFO-Ins-
titut (Institut für Organisationsent-
wicklung und Unternehmenspolitik). 
Das INFO-Institut berät in Fragen der 
Wirtschaftlichkeit, der Strategiebil-
dung, der Restrukturierung, der Orga-
nisation und der Personalwirtschaft.

Forschung

Schwerpunkt ist eine anwendungs-
orientierte sozialwissenschaftliche 

Forschung im Interesse der Arbeitneh-
mer. Aus der Sozialforschungsstelle 
der Arbeitskammer geht 1969 das selb-
ständige ISO-Institut (Institut für So-
zialforschung und Sozialwirtschaft) 
hervor, dessen Forschungsergebnis-

se und Analysen jährlich in den Ar-
beitskammerbericht an die saarländi-
sche Regierung eingehen. Neben dem 
ISO-Institut sind die AK-Einrichtun-
gen INFO-Institut und BEST e.V. zu 
nennen, die im Auftrag der Arbeits-

kammer auch immer wie-
der in Forschungsprojekte 
eingebunden sind.

Gemeinsam mit der 
Universität des Saarlandes 
und dem DGB unterhält 
die Arbeitskammer außer-
dem die „Kooperations-
stelle Arbeit und Wissen-
schaft“. Eine der Hauptauf-
gaben der Kooperations-
stelle ist die Entwicklung, 
Unterstützung und Beglei-
tung arbeitsweltorientierter 
Forschungsprojekte.

Dokumentation

Im AK-Dokumentati-
onszentrum findet sich 

eine umfangreiche Archiv-
sammlung, die den saar-
ländischen Arbeitnehmern 
zur Einsichtnahme zur Ver-

fügung steht. Der Schwerpunkt liegt 
in der Dokumentation der saarlän-
dischen Wirtschafts- und Sozialge-
schichte.

Internet

Auf der Homepage der Arbeitskam-
mer fin-

det man neben 
Stellungnah-
men und Pres-
semitteilungen 
der Kammer 
aktuelle Infor-
mationen zu 
Veranstaltun-
gen und Semi-
naren sowie 
zahlreiche on-
line-Beratungs-
angebote. Die 

von der Arbeitskammer betriebene 
Website www.in-4mation.de wendet 
sich speziell an Jugendliche, ihre El-
tern und Lehrer. Der Schwerpunkt der 
Site liegt in der Aufklärung über die 
rechtliche Situation von Azubis, Schü-
lern und Studenten sowie in Tipps zu 
Schule, Studium und Beruf. Neu im 
Internetangebot der Arbeitskammer 
ist seit 2005 die „Weiterbildungsdaten-
bank Saar“. Sie informiert über das 
Weiterbildungsangebot von über 200 
Bildungsanbietern aus dem gesamten 
Saarland und seinen direkten Nach-
barn.

Rechtsform und Struktur 
der Arbeitskammer

Die Arbeitskammer des Saarlandes 
wurde 1951 als Körperschaft des 

öffentlichen Rechts gegründet. Im Ge-
setz über die Arbeitskammer des Saar-
landes sind alle Aufgaben festgelegt.

Der Vertreterversammlung der Ar-
beitskammer des Saarlandes gehören 
42 Mitglieder an, die vom saarländi-
schen Landtag für sechs Jahre gewählt 
werden. Vereinfachend dargestellt ist 
die AK-Vertreterversammlung eine Art 
Parlament, das „die Richtlinien zur 
Durchführung der gesetzlichen Auf-
gaben der Arbeitskammer des Saarlan-
des bestimmt und die Durchführung 
der Beschlüsse überwacht.“

Ralf Becker
Weitere Infos unter: 

www.arbeitskammer.de 

Bildungszentrum der AK in Kirkel

Arbeitnehmer - Zeitschrift der AK

http://www.arbeitskammer.de
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Unterricht weiter entwickeln:  
Lernaufgabe „Spannungsversorgung eines Bauwagens“
Vorwort

Dieser Beitrag schließt an den Aufsatz der letzten Ausga-
be des insiders 3/2013 mit dem Titel „Kompetenzorientiert 
unterrichten mit der Lernaufgabe ,Spannungsversorgung ei-
nes Bauwagens̀ “ an. Zur Bewertung der Lösungsvorschläge 
wurde beschrieben, dass ein Lösungsraum mit unterschiedli-
chen Lösungsvarianten entwickelt wird, der Lösungsaspekte 
zu den acht Kompetenzkriterien aufzeigt. Die Ausschöpfung 
des Lösungsraums gibt das Niveau beruflicher Kompetenz 
sowie weitere Hinweise zur Unterrichtsgestaltung an.

Eine wichtige Funktion kommt dem Lösungsraum als 
Hilfestellung für Lehrkräfte und Lernende bei der Bearbei-
tung und gemeinsamen Nachbesprechung der Aufgabenlö-
sungen zu.

3. Selbstevaluation mit Lernaufgaben

Das KOMET- Kompetenzmodell wird zur Planung und 
Evaluation des lernfeldstrukturierten Unterrichts ein-

gesetzt. Es kann wertvolle Ergebnisse zur Qualitätssiche-
rung und -entwicklung des Unterrichts liefern, denn mit 

einem Beurteilungsbogen als nicht-standardisierte Anwen-
dung hat jede Lehrkraft ein Instrument zur Evaluation der 
Lernprozesse in seiner Klasse. Die Evaluationsergebnisse 
liefern Informationen über die Unterrichtsgestaltung und 
die Kompetenzentwicklung jedes einzelnen Schülers. Dies 
fördert die Schul- bzw. Unterrichtsentwicklung nachhaltig, 
da sich unterrichtsorganisatorische und didaktisch-metho-
dische Konsequenzen ableiten lassen. (HKM 2010, S. 37f )

In der Unterrichtspraxis wird der Beurteilungsbogen 
vom Lehrerteam so modifiziert, dass er für verschiedene 
Lerngruppen und Entwicklungsniveaus verständlich und 
handhabbar wird. Das Kompetenzmodell mit seinen Krite-
rien/Indikatoren und den jeweiligen Leitfragen bleibt dabei 
inhaltlich erhalten. Er steht den Lernenden und den Lehr-
kräften Werkzeug zur Selbstevaluation des Kompetenzzu-
wachses und zur Evaluation des Unterrichts zur Verfügung.

Der Bogen für die Lernaufgabe „Bauwagen“ wurde ge-
meinsam mit den Schülerinnen und Schülern entwickelt 
sowie kontinuierlich über die Ausbildungszeit weiterentwi-
ckelt und ergänzt.

Auswertung der Lernaufgabe „Spannungsversorgung Bauwagen“

Kriterien/Indikatoren
Legende:	 3 Punkte: voll erfüllt	 1 Punkt: eher nicht erfüllt
	 2 Punkte: eher erfüllt	 0 Punkte: nicht erfüllt
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Anschaulichkeit

1 Darstellung für Auftraggeber angemessen?
z. B.: Beschreibung, Bedienungshinweise, Kostenplan, Materialliste

2 Darstellung für Fachleute angemessen?
z. B.: Schaltpläne, Installationspläne, Klemmenplan, Kabelplan

3 Lösung veranschaulicht?
z. B.: Technologieschema, Lageplan, Skizzen

4 Strukturiert und übersichtlich?
z. B.: Deckblatt, Inhaltsverzeichnis, Seitennummerierung

Funktionalität

5 Funktionsfähigkeit gegeben?
z. B.: Dimensionierung/Berechnung o. k., Absicherung, Schutzmaßnahmen

6 Praktische Realisierbarkeit berücksichtigt?
z. B.: Sind elektrischer und mechanischer Aufbau möglich?

7 Darstellungen und Erläuterungen richtig und Stand der Technik berücksichtigt?

8 Lösung vollständig?
z. B.: Sind alle geforderten und notwendigen Funktionen gegeben?



	        insider  27Ausgabe Nr.: 4 – Winter 2013 / 24. Jahrgang

Tab. 1:	 Auswertung der Lernaufgabe „Spannungsversorgung Bauwagen“

Gebrauchswert

9 Gebrauchswert für Auftraggeber?
Sind die Vorschläge sinnvoll? Weitere Betriebsmittel berücksichtigt?

10 Nutzerfreundlichkeit für Anwender?
z. B.: Beleuchtung, weitere Lasten

11 Geringe Störanfälligkeit berücksichtigt?
z. B.: Sind die Materialeigenschaften für die Anwendung optimal?

12 Längerfristige Verwendbarkeit und Erweiterungsmöglichkeiten berücksichtigt?

Wirtschaftlichkeit

13 Sächliche Kosten wirtschaftlich?
z. B.: zeitliche und personelle Ressourcen, Materialeinsatz

14 Folgekosten berücksichtigt?
z. B.: Stromkosten, Unterhaltungsaufwand, Verlustleistung

15 Wird das Verhältnis zwischen Aufwand und betrieblichem Nutzen berücksichtigt und 
begründet?
z. B.: Leitungsroller oder Verlängerung?

Arbeits- und Geschäftsprozess

16 Ablauforganisation im eigenen Betrieb und auf der Baustelle
z. B.: Zeit- und Einsatzplanung, Rahmenbedingungen für Installationsarbeiten geklärt?

17 Liegt Arbeitsprozesswissen (Arbeitserfahrung) vor?
z. B.: Hat die Lösung eine Struktur, die den Arbeitsablauf erkennen lässt?

18 Grenzen der eigenen Berufsarbeit überschritten?
z. B.: bauliche Veränderungen, Aufträge für andere Gewerke

Sozialverträglichkeit

19 Humane Arbeits- und Organisationsgestaltung
z. B.: Ergonomie, Servicefreundlichkeit

20 Gesundheitsschutz berücksichtigt?
z. B.: Lärm, Verletzungsgefahren erkannt und verhindert?
Handlungen im Notfall möglich und erklärt?
Gefahrenanalyse für Montage, Betrieb, Service und Störung durchgeführt?

21 Arbeitssicherheit und Unfallverhütung berücksichtigt?
z. B.: Arbeiten auf Leitern und Gerüsten, Unterweisung von Fremdfirmen, 
Gefahrenhinweise, Gefahrstoffkennzeichnung

Umweltverträglichkeit

22 Recycling, Wiederverwertbarkeit, Nachhaltigkeit
z. B.: ROHS-Material, PVC-freies Material, Vermeidung, Verminderung und Verwertung 
von Abfall

23 Energieeinsparung und Energieeffizienz
z. B.: Energiesparmaßnahmen, Anzeigen mit LED statt Lampen, alternative Heizung

Kreativität

24 Zeigt die Lösung Problemsensitivität?
z. B.: Kundenwunsch voll erfasst und umgesetzt?

25 Wird der Gestaltungsspielraum ausgeschöpft?
z. B.: sinnvolle Zusatz-Funktionen eingeplant?

26 Enthält die Lösung spezielle und interessante Ideen?

27 Wird eine ungewöhnliche und zugleich sinnvolle Lösung entwickelt?

Summe der Punkte:
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Mit Netzdiagrammen werden die Evaluationsergebnis-
se für Schüler und Lehrer abgebildet. Diese Darstel-

lungsform veranschaulicht die Kompetenzprofile und er-
leichtert das Feedback. Die Diagramme zeigen die Ausprä-
gung der einzelnen Kompetenzbereiche und werden des-
halb zur Lernberatung mit herangezogen. Die Schüler er-
kennen darin sehr detailliert ihre Stärken und Schwächen.

Ähnliches gilt für das Kompetenzprofil einer ganzen 
Klasse. Es verdeutlicht der Lehrkraft, welche Kompeten-
zen sie in ihrem Unterricht fördert und welche sie vernach-
lässigt. Damit erhält sie Auskunft darüber, welche Dimen-
sionen des Lernfeldkonzepts sie so vermittelt, dass sie sich 
in den Kompetenzen der Auszubildenden niederschlagen. 
Dies fördert die Reflexion und Weiterentwicklung des eige-
nen Unterrichts und sensibilisiert sie für den Umgang mit 
Heterogenität. Dieses wiederum wirkt sich sehr positiv auf 
die Schulentwicklung insgesamt aus.

Das Netzdiagramm zum Kompetenzprofil eines leis-
tungsstärkeren Schülers (s. Abb. 1) zeigt z.B., dass die Kom-
petenzentwicklung der Kriterien Anschaulichkeit (K1) und 
Funktionalität (K2) gut ausgeprägt sind. Die Kompetenzen 
Sozialverträglichkeit (K6) und Umweltaspekte (K7) sind 
hingegen eher gering ausfallen. Hier besteht Förder- und 
eventuell auch Nachsteuerungsbedarf in der Unterrichtspla-
nung.

Vergleicht die Lehrkraft nun diese Kompetenzspinne mit 
dem Ergebnis der vorangegangenen Lernaufgabe, kann die 
Kompetenzentwicklung direkt abgelesen werden.

Legende: K1: Anschaulichkeit und Präsentation, K2: Funktionalität, K3: Ge-
brauchswertorientierung, K4: Wirtschaftlichkeit, K5: Geschäfts- und Arbeits-
prozessorientierung, K6: Sozialverträglichkeit, K7: Umweltverträglichkeit, 
K8: Kreativität

Abb. 1: Kompetenzprofil eines leistungsstärkeren Schülers

Das Kompetenzprofil der gesamten Klasse gibt Hinweise 
zur Lernaufgabe selbst und zum Unterricht: Gesamtpunkt-
wert, Ausprägung der Kompetenzniveaustufen, homogene 
oder einseitig geprägte Unterrichtsgestaltung. Die Stärken 

und Schwächen einer Klasse werden damit auf einen Blick 
deutlich. Die Lehrkraft kann ihren Unterricht dementspre-
chend steuern. Zudem eignen sich die Diagramme sehr 
gut zur Lernberatung und als Feedback zum Lernstand der 
Schülerinnen und Schüler. Regelmäßiges Feedback über 
Lernmöglichkeiten, Lernstand und Lernprozesse wurde 
von John Hattie als eine wesentliche Einflussgröße für er-
folgreiches Lernen bilanziert.

4. Fazit

Mit dem skizzierten Kompetenz- und Aufgabenkon-
zept besteht die Chance, Stärken zu fördern und 

Schwächen der Schülerinnen und Schüler auszugleichen. 
Die über die Evaluation gewonnenen Informationen er-
möglichen den Lehrkräften, die Lernformen im Unterricht 
dementsprechend gezielt zu entwickeln und die individuel-
le Förderung der Lernenden zu intensivieren. Die Kompe-
tenzprofile zeigen, welche Komponenten beruflicher Kom-
petenz der einzelnen Lernenden noch zu entwickeln sind 
und wie dafür die Gestaltung der Lehr- und Lernprozesse 
durch die Lehrkraft optimiert werden kann.

Hubacek, Gerald
Abteilungsleiter, Heinrich-Emanuel-Merck-Schule 

Darmstadt (HEMS)

Quellen
HKM (2010): Hessisches Kultusministerium: 
Berufliche Kompetenzen messen – Das Projekt 
KOMET (Elektroniker) des Bundeslandes Hessen – 
Abschlussbericht. online: http://www.ibb.uni-bremen.
de/fileadmin/user/Aktuelles/Abschlussbericht_
KOMET_Hessen.pdf

http://www.ibb.uni-bremen.de/fileadmin/user/Aktuelles/Abschlussbericht_KOMET_Hessen.pdf
http://www.ibb.uni-bremen.de/fileadmin/user/Aktuelles/Abschlussbericht_KOMET_Hessen.pdf
http://www.ibb.uni-bremen.de/fileadmin/user/Aktuelles/Abschlussbericht_KOMET_Hessen.pdf
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Koalitionsvertrag CDU/SPD Bund 2013
- Teil  Beruf liche Bildung -

Die berufliche Bildung in Deutsch-
land ist ein Erfolgsmodell und 

bietet vielen Menschen eine hervorra-
gende Qualifizierung und damit ein-
hergehende positive Karriere- und Le-
benschancen. Sie leistet einen wich-
tigen Beitrag zur Sicherung unse-
res künftigen Fachkräftebedarfs und 
Wohlstands. Die Koalition wird einen 
Schwerpunkt auf die Stärkung der be-
ruflichen Bildung legen.

Chance Beruf

Angesichts des demografischen 
Wandels können wir es uns heute 

weniger denn je leisten, dass junge Men-
schen hinter ihren Möglichkeiten zu-
rück bleiben. Wir wollen alle jungen 
Menschen erreichen. Die Beratung setzt 
präventiv an, orientiert sich an der indi-
viduellen Bildungsbiographie und bricht 
auch geschlechtsspezifische Muster auf. 
Schülerinnen und Schüler, Auszubilden-
de, Studierende sowie Weiterbildungs-
interessierte sollen systematisch beraten 
werden, damit ihnen verschiedene Bil-
dungspfade eröffnet werden. Wir wer-
den dafür ein lokal verankertes Netz-
werk von Beratungs- und Informations-
angeboten auf den Weg bringen.

In Kooperation mit den Ländern 
werden wir die erfolgreiche Initiati-
ve „Bildungsketten“ ausbauen, damit 
möglichst viele Jugendliche früh ihre 
Potenziale wahrnehmen, berufliche 
Optionen kennen lernen und so ei-
nen Schul- und Berufsabschluss errei-
chen. Am Übergang zur Ausbildung 
werden wir die Berufseinstiegsbeglei-
tung ausbauen, die Chancen der assis-
tierten Ausbildung nutzen und mehr 
Anschlussmöglichkeiten zwischen den 
verschiedenen Bildungswegen schaf-
fen.

Allianz für Aus- und 
Weiterbildung

Wir werden den Ausbildungspakt 
gemeinsam mit den Sozialpart-

nern und den Ländern zur „Allianz 
für Aus- und Weiterbildung“ weiter-
entwickeln. Ziel der Allianz ist die 
Umsetzung der Ausbildungsgarantie 
in Deutschland. Kein junger Mensch 
darf zurückbleiben oder wertvolle Le-
benszeit in Warteschleifen verlieren. 
Zusammen mit den Partnern in der 
Allianz unterstützen wir Jugendliche 
mit schlechteren Startchancen insbe-
sondere durch ausbildungsbegleitende 
Hilfen und die assistierte Ausbildung. 
Die Ausbildungsqualität wollen wir in 
den Blick nehmen und Ausbildungsab-
brüchen vorbeugen. Die Eingliederung 
junger Menschen mit Behinderungen 
in eine Berufsausbildung (Inklusion) ist 
uns dabei ein besonderes Anliegen. Die 
Maßnahmen des Übergangssystems 
und zur Förderung beruflicher Ausbil-
dung werden wir gemeinsam mit den 
Ländern überprüfen und auf eine voll-
qualifizierende betriebliche Berufsaus-
bildung hin ausrichten.

Duale Ausbildung stärken

Wir wollen die duale Ausbildung 
stärken und modernisieren. Wir 

werden das Berufsbildungsgesetz eva-
luieren und Anpassungen prüfen, ins-
besondere in Hinblick auf die Erhö-
hung der Durchlässigkeit, die Stär-
kung der Ausbildungsqualität und ge-
stufter Ausbildungen, die Bildung von 
Berufsfamilien und die Sicherung des 
Ehrenamtes in den Prüfungsgremi-
en. Wir bekräftigen zudem den hohen 
Wert des Konsensprinzips in der Be-
rufsordnungsarbeit von öffentlicher 
Hand und Sozialpartnern.

Die überbetrieblichen Berufsbil-
dungsstätten und Kompetenzzen-

tren leisten wichtige Beiträge zur Be-
rufsorientierung und zur Unterstüt-
zung des ausbildenden Mittelstands. 
Wir werden sie daher auf dem bisheri-
gen Niveau weiter fördern.

Kompetenzen anerkennen

Wir werden das Gesetz zur Ver-
besserung der Feststellung und 

Anerkennung im Ausland erworbe-
ner Berufsqualifikationen („Anerken-
nungsgesetz“) wo notwendig anpas-
sen. Migrantinnen und Migranten, die 
noch Qualifizierungsmaßnahmen ab-
solvieren müssen, damit ihr Abschluss 
als gleichwertig anerkannt wird, wol-
len wir finanziell unterstützen. Wir 
werden die Beratungsstrukturen im In- 
und Ausland verstärken und die Be-
treuung verbessern.

Für Menschen, die sogenannte in-
formelle Kompetenzen erworben ha-
ben, die sie nicht durch Zertifikate be-
legen können, wollen wir neue Verfah-
ren entwickeln und erproben, die zu 
Transparenz und Anerkennung führen.

Internationale 
Bildungskooperationen

Auf europäischer und internationa-
ler Ebene gehen wir mit unserem 

Beitrag voran, um die Berufsperspek-
tiven der Jugendlichen zu verbessern 
und die hohe Jugendarbeitslosigkeit 
in der EU zu senken. Wir unterstüt-
zen die Europäische Ausbildungsalli-
anz der EU-Mitgliedsstaaten durch Be-
ratung und Leuchtturmprojekte. Wir 
kooperieren weltweit mit Partnerlän-
dern, die an dualer Ausbildung inter-
essiert sind, bei Aufbau und Moder-
nisierung von erfolgreichen Berufsbil-
dungssystemen. Unsere Auszubilden-
den und ausgebildeten Fachkräfte sol-
len sich auf internationalen Märkten 
erfolgreich bewegen und interkulturel-
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le Kompetenzen entwickeln. Deswe-
gen wollen wir den Anteil der Jugend-
lichen, die während ihrer Ausbildung 
einen Auslandsaufenthalt absolvieren, 
verdoppeln.

Weiterbildung ausbauen

Angesichts des demographischen 
Wandels ist das lebenslange Ler-

nen so wichtig wie nie. Diese gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe wollen wir 
im Rahmen der „Allianz für Aus- und 
Weiterbildung“ bewältigen.

Wir sind von der Gleichwertigkeit 
von beruflicher und akademischer Bil-
dung überzeugt. Das haben wir mit 

dem Deutschen Qualifikationsrahmen 
dokumentiert. Wir werden dafür sor-
gen, dass neue Abschlusszeugnisse das 
jeweilige Qualifikationsniveau auswei-
sen. Wir werden die Durchlässigkeit 
stärken und Berufstätige, die ihren be-
ruflichen Aufstieg durch Bildung in die 
Hand nehmen wollen, unterstützen.

Die Koalition wird dazu das Auf-
stiegsfortbildungsförderungsgesetz 
(AFBG) mit dem Ziel novellieren, die 
Förderleistungen zu verbessern und 
die Fördermöglichkeiten zu erweitern. 
Im Sinne der Gleichwertigkeit von all-
gemeiner und beruflicher Bildung wol-
len wir Bachelor-Absolventen und -Ab-
solventinnen den Zugang zur geför-

derten Aufstiegsfortbildung eröffnen, 
wenn sie entsprechende berufliche 
Erfahrungen vorweisen können. Das 
Aufstiegsstipendium werden wir fort-
führen.

Ein demokratisches Gemeinwesen 
ist auf mündige Bürgerinnen und Bürger 
angewiesen. Es ist uns deshalb ein wich-
tiges Anliegen, die allgemeine Weiterbil-
dung zu stärken. Die Koalition will den 
Kampf gegen Bildungsarmut fortsetzen 
und intensivieren. Wir werden die Al-
phabetisierungsstrategie von Bund und 
Ländern zu einer Dekade der Alphabe-
tisierung weiterentwickeln und die För-
derung ausbauen. Die erfolgreiche Bil-
dungsprämie wollen wir fortführen.

Kommentar

In den Aussagen zur beruflichen Bildung werden gewerk-
schaftliche Forderungen wie  die Stärkung der Ausbil-

dungsqualität, die Erhöhung der Durchlässigkeit, die Bil-
dung von Berufsfamilien, die Bekräftigung des Konsens
prinzips in der Berufsordnungsarbeit oder die Stärkung 
des Ehrenamtes aufgegriffen. Allerdings sind diese nur als 
Prüfauftrag und bezogen auf eine Evaluierung des Berufs-
bildungsgesetzes formuliert. Abzulehnen ist die an glei-
cher Stelle formulierte Stärkung gestufter Ausbildungen.

Der Ausbau der Berufseinstiegsbegleitung und -orien-
tierung kann einen Beitrag leisten, um die großen Prob-
leme beim Übergang von der Schule in die Ausbildung 
zu mindern. Mit dem Ausbau der assistierten Ausbildung 
wurde eine gewerkschaftliche Forderung aufgegriffen. 
Dieses Instrument kann betriebliche Ausbildung stützen 
und helfen, Ausbildungsabbrüche abzubauen.

Die angekündigte systematische persönliche Beratung 
bei der Berufs- und Studienwahl wie auch die Absicht, ein 
lokal verankertes Netzwerk von Beratungs- und Informa-
tionsangeboten auf den Weg zu bringen werden begrüßt.

Positiv zu vermerken ist, dass erstmals in einer Koali-
tionsvereinbarung eine „Ausbildungsgarantie“ genannt 
wird. Negativ ist zu bewerten, dass die Umsetzung al-
lerdings in eine noch nicht bestehende „Allianz für Aus- 
und Weiterbildung“ gelegt wird. Eine solche Passage kann 
zwar Grundlage für Gespräche sein. Letztlich bedarf 
eine Ausbildungsgarantie aber einer rechtlich verankerten 
Grundlage, z.B. durch Aufnahme in das Grundgesetz, wie 
dies die Gewerkschaften seit langem fordern.

Die Kapitel „Kompetenzen anerkennen“, „Internatio-
nale Bildungskooperationen“ und „Weiterbildung ausbau-
en“ sind schwammig und strotzen von Zurückhaltung 
und Unverbindlichkeiten. Wollen, unterstützen,  

 
kooperieren, gehen voran, fortführen, weiterentwickeln, 
stärken, intensivieren etc. sind die Verben, die dies anzei-
gen. Insbesondere die Aussagen zur Weiterbildung sind 
angesichts des an gleicher Stelle bekräftigten Postulats 
der Wichtigkeit des lebenslangen Lernens mehr als ent-
täuschend, wenngleich positiv zu vermerken ist, dass die 
Koalitionäre auch die „allgemeine Weiterbildung“ stärken 
wollen.

Die angekündigte „Allianz für Aus- und Weiterbil-
dung“ als Weiterentwicklung des „Ausbildungspakts“ ist 
zunächst eine Wunschvorstellung. Ob sie mit allen Ak-
teuren der Aus- und Weiterbildung tatsächlich zustan-
de kommen wird ist angesichts der Erfahrungen aus dem 
Ausbildungspakt durchaus ungewiss. In diese Allianz aber 
werden durch die Koalitionäre die Lösung wichtiger und 
struktureller Fragen und Probleme der beruflichen Bil-
dung und Weiterbildung gelegt, die eigentlich und primär 
durch die Politik anzugehen sind.

Die berufsbildenden Schulen kommen in der Verein-
barung nicht vor. Rolle, Funktion und Möglichkeiten für 
Berufsvorbereitung, Aus- und Weiterbildung sowie Studi-
enqualifizierung werden schlichtweg negiert.

Fazit: eine in weiten Strecken unscharfe und schwam-
mige Vereinbarung mit unterstützenswerten Teilelementen. 
Es wird auch in den nächsten vier Jahren wesentlich dar-
auf ankommen, dass die Gewerkschaften gemeinsam und 
nachhaltig die neue Koalition und ihre Regierung in die 
Pflicht nehmen, konkrete und strukturelle Verbesserungen 
in der beruflichen Bildung und Weiterbildung durchzufüh-
ren.

Dieter Staudt
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Ausbildungsbilanz kontrovers!
Ausbildungsverträge 

erneut gesunken - 
Passungsprobleme nehmen 

zu: BIBB-PM 50/2013

Die Zahl der neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge ist 2013 auf 

einen historischen Tiefstand gefal-
len. Sowohl das Ausbildungsplatzan-
gebot als auch die Ausbildungsplatz-
nachfrage gingen im Vergleich zum 
Vorjahr zurück. Zugleich nahmen die 
Passungsprobleme zu: ein höherer An-
teil des betrieblichen Ausbildungsan-
gebots blieb unbesetzt, und mehr Aus-
bildungsplatznachfrager blieben bei 
ihrer Ausbildungsplatzsuche erfolg-
los. Insgesamt verschlechterte sich die 
Situation auf dem Ausbildungsmarkt 
zu Lasten der Jugendlichen. Auf Sei-
ten der Betriebe zeichnen sich zuneh-
mende Stellenbesetzungsprobleme vor 
allem im Handwerk und in der Land-
wirtschaft ab. Dies sind Ergebnisse 
der Analysen des Bundesinstituts für 
Berufsbildung (BIBB) zum 30. Sep-
tember.

Die Zahl der neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge sank gegenüber 
dem Vorjahr um 20.500 beziehungs-
weise 3,7 % auf 530.700. So wenig neu 
abgeschlossene Ausbildungsverträge 
gab es im wiedervereinigten Deutsch-
land noch nie. In Ostdeutschland wur-
den in diesem Jahr 74.200 Neuab-
schlüsse registriert (-4.700 bzw. -5,9 %). 
Im Jahr 1999 waren es noch 148.800. 
In Westdeutschland fiel die Zahl der 
neu abgeschlossenen Ausbildungsver-
träge im Vergleich zum Vorjahr auf 
456.500 (-15.900 bzw. - 3,4 %).

2013 konnten 6,2 % (2012: 6,0 %) 
der betrieblichen Ausbildungsplatzan-
gebote nicht besetzt werden. Die Zahl 
der unbesetzten Ausbildungsplätze 
stieg bundesweit um +300 beziehungs-
weise + 0,8 % auf 33.500. Dies ist der 
höchste Wert seit 1996.

Die differenzierte Analyse zur Ent-

wicklung des Ausbildungsstellenmark-
tes 2013 unter www.bibb.de/ausbil-
dungsmarkt2013, Statistiken und Ta-
bellen unter www.bibb.de/naa-2013.

Wir brauchen die 
Ausbildungsgarantie  

DGB-PM 208

„Die Bilanz des Ausbildungsjahres 
2013 ist verheerend: Die Zahl 

der abgeschlossenen Ausbildungsver-
träge ist mit 530.715 auf den mit Ab-
stand niedrigsten Wert seit der Deut-
schen Einheit gefallen. Erneut ist die 
Zahl der Berufsausbildungsplätze um 
20.544 Stellen gesunken. Vor allem 
kleine und mittlere Unternehmen flie-
hen aus der Ausbildung. Die Quote 
der Ausbildungsbetriebe ist mit  21,7 
Prozent auf dem tiefsten Stand seit 
1999 angelangt. Gleichzeitig können 
vor allem Betriebe in den Problem-
branchen mit schlechter Ausbildungs-
qualität - wie etwa Gaststätten und 
Hotels - ihre Ausbildungsplätze oft 
nicht besetzen. Noch immer befinden 
sich rund 267.000 Jugendliche in den 
Warteschleifen des Übergangsbereichs.

Diese Zahlen zeigen: Bund, Länder 
und Sozialpartner müssen gemeinsam 
die duale Berufsausbildung wieder stär-
ken. Junge Menschen haben ein Recht 
auf Ausbildung. Die Betriebe dürfen 
nicht nur über den vermeintlichen 
Fachkräftemangel und Akademisie-
rungswahn klagen, sie müssen endlich 
wieder mehr ausbilden. Eine neue Bun-
desregierung sollte durch eine gesetzli-
che Ausbildungsplatzgarantie sicherstel-
len, dass alle ausbildungsinteressierten 
Jugendlichen auch einen Ausbildungs-
platz bekommen und nicht in Warte-
schleifen oder ungewünschte Alternati-
ven abgeschoben werden.“

Der bisher niedrigste Stand an abge-
schlossenen Ausbildungsverträgen wur-
de im Jahr 2005 mit 550.180 erreicht. 

http://www.bibb.de/ausbildungsmarkt2013
http://www.bibb.de/ausbildungsmarkt2013
http://www.bibb.de/naa-2013


32   insider

Berufsschultag Nordhessen

19. Februar 2014 

Max-Eyth-Schule Kassel, Raum S15 0B 

Programm: 

9:30 		  Anreise, Begrüßung 

10:00 		  Referat „Demographischer Wandel und Konsequenzen für das (Berufs-)		
		  Schulsystem“,
 	             Prof. Dr. Horst Weishaupt (Deutsches Institut für Pädagogische Forschung Ffm)

12:00 		  Pause, Imbiss 

13:00 		  zwei Workshops: 

 		  1. Reform des Übergangssystems aus Sicht des HKM. 
				    Positionen der GEW.     			   Birgit Koch  

 		  2. Neue Organisationsformen beruflicher Schulen. 
	    			   Was plant die neue Landesregierung? 	 Ralf Becker 

15:00 		  Vorstellung der Ergebnisse im Plenum unter der Fragestellung: 
            	 „Welche Aufgaben ergeben sich für die GEW?“  
 
16:00 		  Ende

Veranstalter: Fachgruppe berufliche Schulen (GEW BV Nordhessen)  
Kosten: Nichtmitglieder 5 €, ansonsten kostenfrei  

Anmeldung an: Andrea.sinning@gew-nordhessen.de
Tel.: 0561-771783, fax: 0561-776283 

didacta 2014: 25. – 29. März 2014
Messegelände Stuttgart

Alles zu „Berufliche Bildung“ unter einem Dach – Halle 6 
Ausstellungen, Informations- und Veranstaltungsprogramm, Marktplatz Beruf, 

Forum Berufliche Bildung 
Informationen unter: www.didacta-stuttgart.de 

http://www.didacta-stuttgart.de

